Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1192 


25. 04. 95 


Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Entwurf eines Gesetzes über die Zulassung von Umweltgutachtern 

und Umweltgutachterorganisationen sowie über die Registrierung geprüfter 

Betriebsstandorte nach der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates 

vom 29. Juni 1993 (Umweltgutachter*- und Standortregistrierungsgesetz - USG) 


A. Problem 

Der Rat der Europäischen Union hat am 29. Juni 1993 die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 über die freiwillige Beteiligung gewerb- 
licher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Um- 
weltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung verabschiedet. 
Ziel der Verordnung ist die kontinuierliche Verbesserung des be- 
trieblichen Umweltschutzes. Zur Erreichung dieser Zielsetzung 
sollen die Unternehmen betriebliche Umweltmanagementstruktu- 
ren einrichten und hierüber nach Durchführung einer internen 
Umweltbetriebsprüfung eine Umwelterklärung für die Öffentlich- 
keit verfassen. Betriebsexteme r zugelassene Umweltgutachter 
und Umweltgutachterorganisationen haben die Umwelterklärung 
für gültig zu erklären. Die für gültig erklärte Umwelterklärung ist 
die Grundlage für die Eintragung des Betriebsstandortes in ein 
Register. 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben nach der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 bis spätestens zum 13. April 1995 
Regelungen für die Zulassung und Beaufsichtigung von Umwelt- 
gutachtem sowie für die Registrierung geprüfter Betriebsstand- 
orte zu treffen. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetz werden die Regelungsaufträge der Verordnung 
über die Zulassung und Beaufsichtigung von Umweltgutachtem 
sowie die Registrierung von geprüften Betriebsstandorten in in- 
nerstaatliches Recht umgesetzt. Das Gesetz trifft Regelungen über 
die Konkretisierung der materiellen Anforderungen an die Zulas- 
sung von Umweltgutachtem und Umweltgutachterorganisatio- 
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nen, über das Zulassungsverfahren, über die zuständigen Stellen 
für die Zulassung und über die Registrierung geprüfter Betriebs- 
standorte. 

Das Gesetz sieht für die Zulassung und Beaufsichtigung von Um- 
weltgutachtem eine zentrale, bundeseinheitliche Organisations- 
struktur vor. Mit der Zulassung und Beaufsichtigung von Umwelt- 
gutachtem und Umweltgutachterorganisationen wird eine geeig- 
nete juristische Person des Privatrechts betraut. Darüber hinaus 
wird beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit ein pluralistisch besetzter Umweltgutachteraus- 
schuß gebildet. Dieser hat insbesondere die Aufgabe, auf der 
Grundlage der Anforderungen des Gesetzes Richtlinien für die 
Prüfung der Zulassung und Beaufsichtigung von Umweltgut- 
achtem festzulegen. 

Die Aufgabe der Registrierung geprüfter Betriebsstandorte wird 
den Industrie- und Handelskammern und den Handwerkskam- 
mern übertragen. 


C. Alternativen 

Die Einrichtung einer rechtsfähigen Anstalt oder Körperschaft des 
öffentlichen Rechts auf Bundesebene kommt nicht in Betracht. Sie 
läuft auf die Schaffung neuer selbständiger Verwaltungsstrukturen 
hinaus und stellt im Vergleich zu der im Gesetz vorgesehenen Lö- 
sung die kostenmäßig ungünstigere Regelung für den Bund dar. 

Die Wahrnehmung der Zulassungs- und Aufsichtsaufgaben durch 
Bundes- oder Landesbehörden würde dem Charakter der Freiwil- 
ligkeit des Gemeinschaftssystems widersprechen. 

Die Übertragung der Zulassungsaufgaben auf die Industrie- und 
Handelskammern und die Handwerkskammern würde eine einheit- 
liche Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 gefährden 
und die Option für künftige Deregulierungsmaßnahmen verschütten. 


D. Kosten- und Preiswirkungen 

/. Kosten 

Durch das Zulassungs-, Aufsichts- und Registrierungssystems 
werden Verwaltungskosten verursacht, die aber nur zum gerin- 
gen Teü vom Bund zu tragen sind. 

1 . Art der Kosten 

Das Zulassungs-, Aufsichts- und Registrierungssystem verursacht 
für den Bund und die in das System einbezogene Wirtschaft Ver- 
waltungsaufwand durch die Bereitstellung von Verwaltungsmit- 
teln personeller und sächlicher Art für die Einrichtung und Unter- 
haltung 

- der Zulassungsstelle (§ 28), 

- der Geschäftsstelle des Umweltgutachterausschusses (§ 26) und 

- des Widerspruchsausschusses (§ 24). 
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Verwaltungsaufwand aufgrund der Durchführung von Verwal- 
tungsverfahren wird entstehen durch 

- Zulassungs- und Bescheinigungsverfahren (§ ll) r 

- Aufsichtsverfahren (§ 20), 

- Widerspruchsverfahren (§ 25) sowie 

- die Registrierung von Umweltgutachtem, Umweltgutachter- 
organisationen und Inhabern von Fachkenntnisbescheinigun- 
gen (§ 14) und von geprüften Betriebsstandorten (§§ 32ff.). 

2. Kostenträger 

Die vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit beliehene juristische Person des Privatrechts wird 
den personellen und sächlichen Verwaltungsaufwand für die Ein- 
richtung und Unterhaltung der Zulassungsstelle, für die Einberu- 
fung der Prüfungsausschüsse sowie der Registrierung von Um- 
weltgutachtem, Umweltgutachterorganisationen und Inhabern 
von Fachkenntnisbescheinigungen selbst tragen. Sie kann den 
Verwaltungsaufwand aus dem Gebührenaufkommen (§ 36 Abs. 2) 
decken. 

Der Verwaltungsaufwand für die Registrierung von geprüften Be- 
triebsstandorten ist von den Kammern zu tragen. Die Kammern 
finanzieren den Verwaltungsaufwand für diese Aufgaben aus Ge- 
bühren, deren Höhe durch Satzung bestimmt wird (§ 36 Abs. 3). 

Auf den Bund entfällt der Verwaltungsaufwand für die Einrich- 
tung und Unterhaltung des Widerspruchsausschusses und der 
Geschäftsstelle des Umweltgutachterausschusses sowie für die 
Durchführung der Widerspruchsverfahren. Die Kosten des Wider- 
spruchsausschusses und des Widerspruchsverfahrens werden teil- 
weise aus dem Aufkommen der Gebühren (§ 36 Abs. 2) gedeckt. 
Darüber hinaus entstehen dem Bund keine Kosten. Die Kosten 
der ehrenamtlichen Mitglieder des Umweltgutachterausschusses 
werden von den entsendenden Institutionen getragen. 

3. Höhe der Kosten für den Bund 

Die vom Bund zu finanzierende Geschäftsstelle des Umweltgut- 
achterausschusses ist mit angemessenem Personal und Sachmit- 
teln auszustatten. Insgesamt ist mit einem durchschnittlichen jähr- 
lichen Bedarf von etwa 700 000 DM zu rechnen. Allerdings wird 
der Bedarf auch vom Umfang der Zulassungs- und Aufsichtstätig- 
keit der Zulassungs stelle mitbeeinflußt, der sich derzeit nicht si- 
cher abschätzen läßt. Die Höhe der Kosten muß im einzelnen mit 
den in Frage kommenden Trägerorganisationen verhandelt wer- 
den und wird sich an den Selbstkosten orientieren. Über Möglich- 
keiten zur Deckung zusätzlichen Bedarfs wird im Rahmen der 
Aufstellung des Haushalts 1996 und der Finanzplanung entschie- 
den werden. 

Die Kosten der Geschäftsstelle des Umweltgutachterausschusses 
trägt daher in der Anlaufphase des Zulassungs- und Aufsichts- 
systems der Bund. Die Bundesregierung wird auch unter Berück- 
sichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 prüfen, ob und in- 
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wieweit eine Kostenbeteiligung der im Umweltgutachterausschuß 
vertretenen Gruppen vorgesehen werden kann. 

Der Widerspruchsausschuß wird im Hinblick auf die Wahrneh- 
mung der Geschäftsstellentätigkeit vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit betreut. 

II. Preiswirkungen 

Durch die Gebühren für Amtshandlungen der Zulassungsstelle 
und des Widerspruchsausschusses werden sich für Antragsteller 
preisliche Auswirkungen ergeben. Diese lassen sich vom Umfang 
her nicht von vornherein quantifizieren. Entsprechende kosten- 
mäßige Belastungen fallen aber für die Lebenshaltung bzw. für 
die Wirtschaft, gemessen an den Gesamtkosten für die Einrich- 
tung von Umweltmanagementsystemen, die nicht durch das 
Gesetz, sondern durch die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ver- 
ursacht werden, nicht ins Gewicht. Gleiches güt insoweit, als der 
vom Bund einzurichtende Widerspruchsausschuß und die Ge- 
schäftsstelle für den Umweltgutachterausschuß aus dem allge- 
meinen Steueraufkommen finanziert wird. Auswirkungen auf das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind 
daher nicht zu erwarten. 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 
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TEIL 1 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Zweck des Gesetzes 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, eine wirksame 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 
des Rates vom 29. Juni 1993 über die freiwillige Be- 
teiligung gewerblicher Unternehmen an einem Ge- 
meinschaftssystem für das Umweltmanagement und 
die Umweltbetriebsprüfung (ABI. EG Nr. L 168 S. 1) 
in der jeweils geltenden Fassung sicherzustellen, ins- 
besondere dadurch, daß 

1. unabhängige, zuverlässige und fachkundige Um- 
weltgutachter und Umweltgutachterorganisatio- 
nen zugelassen werden, 

2. eine wirksame Aufsicht über zugelassene Umwelt- 
gutachter und Umweltgutachterorganisationen 
ausgeübt wird und 

/ 

3. Register über die geprüften Betriebsstandorte ge- 
führt werden. 

(2) Sofern Ergebnisse der Umweltprüfung freiwillig 
oder aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung in 
Jahresabschlüsse oder Lageberichte oder Konzem- 
abschlüsse oder Konzemlageberichte aufgenommen 
werden, bleibt die Verantwortung des Abschlußprü- 
fers nach den §§ 322, 323 des Handelsgesetzbuchs 
unberiihrt. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Unternehmen im Sinne dieses Gesetzes sind 
Gewerbebetriebe und Handwerksbetriebe, die eine 
Tätigkeit im Sinne des Artikels 2 Buchstabe i der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 ausüben, sowie Unter- 
nehmen, die durch Rechtsverordnung auf Grund des 
§ 3 in das Gemeinschaftssystem für das Umweltma- 
nagement und die Umweltbetriebsprüfung einbezo- 
gen wurden. 

(2) Umweltgutachter im Sinne dieses Gesetzes sind 
natürliche Personen, die zur Wahrnehmung der Auf- 
gaben im Sinne des Artikels 4 Abs. 3 bis 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 nach diesem Gesetz zu- 
gelassen sind oder die in einem anderen Mitglied- 
staat der Europäischen Union im Rahmen des 
Artikels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 nach 
dessen innerstaatlichem Recht zugelassen sind. 

(3) Umweltgutachterorganisationen sind eingetra- 
gene Vereine, Aktiengesellschaften, Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung, offene Handelsgesellschaften, 
Kommanditgesellschaften und Partnerschaftsgesell- 
schaften, die zur Wahrnehmung der Aufgaben im 
Sinne des Artikels 4 Abs. 3 bis 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 nach diesem Gesetz zugelassen 
sind, sowie Personenvereinigungen, die in einem an- 
deren Mitgliedstaat der Europäischen Union im Rah- 
men des Artikels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 


93 nach dessen innerstaatlichem Recht als Umwelt- 
gutachterorganisationen zugelassen sind. 

§3 

Einbeziehung nichtgewerblicher Bereiche 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nichtge- 
werbliche Bereiche durch Rechtsverordnung nach 
Anhörung des Umweltgutachterausschusses und mit 
Zustimmung des Bundesrates in den Anwendungs- 
bereich des Gemeinschaftssystems für das Umwelt- 
management und die Umweltbetriebsprüfung einzu- 
beziehen; hierzu gehören insbesondere Unterneh- 
men des Handels sowie des öffentlichen Dienstlei- 
stungsbereichs, soweit diese auf Grund ihrer Tätig- 
keit und privatrechtlichen Organisationsform nicht 
bereits Unternehmen im Sinne des § 2 Abs. 1 sind. 
Die Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 
gelten für die einbezogenen Bereiche entsprechend. 

(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 können 
die Texte der Teilnahmeerklärung nach Anhang IV 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ergänzt oder 
durch andere Texte ersetzt werden, soweit dies für 
die Verwendung und das Verständnis der Teilnahme- 
erklärungen in der Öffentlichkeit erforderlich ist. 


TEIL 2 

Zulassung von Umweltgutachtern und Umwelt- 
gutachterorganisationen sowie Aufsicht; 
Beschränkung der Haftung, Verwendungs- 
verbote für Teilnahmeerklärungen und Graphik 


ABSCHNITT 1 
Zulassung 

§4 

Anforderungen an Umweltgutachter 

(1) Umweltgutachter besitzen die nach der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 für die Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben erforderliche Zuverlässigkeit, Unabhän- 
gigkeit und Fachkunde, wenn sie die in den §§ 5 bis 
7 genannten Anforderungen erfüllen. 

(2) Die Tätigkeit als Umweltgutachter ist keine ge- 
werbsmäßige Tätigkeit. 

(3) Umweltgutachter müssen der Zulassungsstelle 
eine zustellungsfähige Anschrift im Bundesgebiet 
angeben. 

(4) Umweltgutachter haben im beruflichen Verkehr 
die Berufsbezeichnung „Umweltgutachter 1 ' zu füh- 
ren. Frauen können die Berufsbezeichnung „Um- 
weltgutachterin" führen. Die Berufsbezeichnung darf 
nicht führen, wer keine Zulassung nach § 9 besitzt. 

(5) Die Bundesregierung kann nach Anhörung des 
Umweltgutachterausschusses durch Re chtsver Ord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, die Anforderungen der §§ 5 bis 7 zu dem in § 1 
Abs. 1 Nr. 1 bestimmten Zweck näher bestimmen. 
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§5 

Zuverlässigkeit 

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit besitzt ein 
Umweltgutachter, wenn er auf Grund seiner persön- 
lichen Eigenschaften, seines Verhaltens und seiner 
Fähigkeiten zur ordnungsgemäßen Erfüllung der 
ihm obliegenden Aufgaben geeignet ist. 

(2) Für die Zuverlässigkeit bietet in der Regel der- 
jenige keine Gewähr, der 

1. wegen Verletzung der Vorschriften 

a) des Strafrechts über Eigentums- und Vermö- 
gensdelikte, Urkundenfälschung, Konkursde- 
likte, gemeingefährliche Delikte und Umwelt- 
delikte, 

b) des Immissionsschutz-, Abfall-, Wasser-, Natur- 
und Landschaftsschutz-, Chemikalien-, Gen- 
technik- oder Atom- und Strahlenschutzrechts, 

c) des Lebensmittel-, Arzneimittel-, Pflanzen- 
schutz- oder Seuchenrechts, 

d) des Gewerbe- oder Arbeitsschutzrechts, 

e) des Betäubungsmittel-, Waffen- und Spreng- 
stoffrechts 

mit einer Strafe oder in den Fällen der Buch- 
staben b bis e mit einer Geldbuße in Höhe von 
mehr als tausend Deutsche Mark belegt worden 
ist, 

2. wiederholt oder grob pflichtwidrig 

a) gegen Vorschriften nach Nummer 1 Buch- 
staben b bis e verstoßen hat oder 

b) als Betriebsbeauftragter für Immissionsschutz, 
Gewässerschutz, Abfall oder Strahlenschutz 
oder als Störfallbeauftragter im Sinne des § 58 a 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes seine 
Verpflichtungen als Beauftragter verletzt hat, 

3. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren 
hat, 

4. sich nicht in geordneten wirtschaftlichen Verhält- 
nissen befindet, es sei denn, daß dadurch die Inter- 
essen der Auftraggeber oder anderer Personen 
nicht gefährdet sind, 

5. infolge eines körperlichen , Gebrechens, wegen 
Schwäche seiner geistigen Kräfte oder wegen 
einer Sucht nicht nur vorübergehend unfähig ist, 
den Beruf des Umweltgutachters ordnungsgemäß 
auszuüben. 

§6 

Unabhängigkeit 

(1) Die erforderliche Unabhängigkeit besitzt ein 
Umweltgutachter, wenn er keinem wirtschaftlichen, 
finanziellen oder sonstigen Druck unterliegt, der sein 
Urteil beeinflussen oder das Vertrauen in die unpar- 
teüsche Aufgabenwahmehmung in Frage stellen 
kann. 


(2) Für die erforderliche Unabhängigkeit bietet in 
der Regel deijenige keine Gewähr, der 

1. neben seiner Tätigkeit als Umweltgutachter 

a) Inhaber eines Unternehmens oder der Mehrheit 
der Anteile an einem Unternehmen im Sinne 
des § 2 Abs. 1 in einem gewerblichen oder 
nichtgewerblichen Bereich ist, auf den sich 
seine Tätigkeit als Umweltgutachter bezieht, 

b) Angestellter eines Unternehmens im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 in einem gewerblichen oder nichtge- 
werblichen Bereich ist, auf den sich seine Tätig- 
keit als Umweltgutachter bezieht, 

c) eine Tätigkeit auf Grund eines Beamtenverhält- 
nisses, Soldatenverhältnisses oder eines An- 
stellungsvertrages mit einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts, mit Ausnahme der in 
Absatz 3 genannten Fälle, ausübt, 

d) eine Tätigkeit auf Grund eines Richterverhält- 
nisses, öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis- 
ses als Wahlbeamter auf Zeit oder eines öffent- 
lich-rechtlichen Amtsverhältnisses ausübt, es sei 
denn, daß er die ihm übertragenen Aufgaben 
ehrenamtlich wahrnimmt, 

2. Weisungen auf Grund vertraglicher oder sonstiger 
Beziehungen bei der Tätigkeit als Umweltgutach- 
ter auch dann zu befolgen hat, wenn sie ihn zu 
gutachterlichen Handlungen gegen seine Über- 
zeugung verpflichten, 

3. organisatorisch, wirtschaftlich, kapital- oder perso- 
nalmäßig mit Dritten verflochten ist, ohne daß de- 
ren Einflußnahme auf die Wahrnehmung der Auf- 
gaben als Umweltgutachter durch Festlegungen 
in Satzung, Gesellschaftsvertrag oder Anstellungs- 
vertrag auszuschließen ist. 

(3) Vereinbar mit dem Beruf des Umweltgutachters 
ist eine Beratungstätigkeit als Bediensteter einer 
Industrie- und Handelskammer, Handwerkskammer, 
Berufskammer oder sonstigen Körperschaft des öf- 
fentlichen Rechts, die eine Selbsthilfeeinrichtung für 
Unternehmen ist, die sich an dem Gemeinschafts - 
System beteiligen können. 

§7 

Fachkunde 

(1) Die erforderliche Fachkunde besitzt ein Um- 
weltgutachter, wenn er auf Grund seiner Ausbildung, 
beruflichen Bildung und praktischen Erfahrung zur 
ordnungsgemäßen Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgaben geeignet ist. 

(2) Die Fachkunde erfordert 

1. den Abschluß eines Studiums auf den Gebieten 
der Wirtschafts- oder Verwaltungswissenschaften, 
der Naturwissenschaften oder Technik, der Bio- 
wissenschaften oder des Rechts an einer Hoch- 
schule im Sinne des § 1 des Hochschulrahmenge- 
setzes, soweit nicht die Voraussetzungen des 
Absatzes 3 gegeben sind; 
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2. ausreichende Fachkenntnisse über 

a) Methodik und Durchführung der Umweltbe- 
triebsprüfung, 

b) betriebliches Management, 

c) betriebsbezogene Umweltangelegenheiten, 

d) technische Zusammenhänge des betrieblichen 
Umweltschutzes und 

e) Rechtsvorschriften, einschließlich Ausführungs- 
vorschriften, und Normen des betrieblichen 
Umweltschutzes; 

3. eine mindestens dreijährige eigenverantwortliche 
hauptberufliche Tätigkeit als Freiberufler, in der 
Wirtschaft, in der Umweltverwaltung oder bei in 
der Umweltberatung tätigen Stellen, bei der prak- 
tische Kenntnisse über den betrieblichen Umwelt- 
schutz erworben wurden. 

(3) Von der Anforderung eines Hochschulstudiums 
nach Absatz 2 Nr. 1 können Ausnahmen erteilt wer- 
den, wenn in den gewerblichen oder nichtgewerbli- 
chen Untemehmensbereichen (Untemehmensberei- 
chen), für die die Zulassung beantragt ist, 

1. eine Fachschulausbildung, die Qualifikation als 
Meister oder eine gleichwertige Zulassung oder 
Anerkennung durch eine oberste Bundes- oder 
Landesbehörde oder eine Körperschaft des öffent- 
lichen Rechts vorliegt und 

2. Aufgaben in leitender Stellung oder als Selbstän- 
diger mindestens acht Jahre hauptberuflich wahr- 
genommen wurden. 

§8 

Fachkenntnisbescheinigung 

(1) Wer für einen Umweltgutachter oder eine Um- 
weltgutachterorganisation gutachterliche Tätigkeiten 
auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 wahr- 
nimmt, ohne selbst als Umweltgutachter zugelassen 
zu sein, muß die Anforderungen an die Zuverlässig- 
keit und Unabhängigkeit entsprechend den §§ 5 und 
6 erfüllen. Er muß die Fachkundeanforderungen 
nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 und 3 erfüllen und auf minde- 
stens einem der in § 7 Abs. 2 Nr. 2 genannten Fach- 
gebiete diejenigen Fachkenntnisse besitzen, die für 
die Wahrnehmung gutachterlicher Tätigkeiten in ei- 
nem oder mehreren Untemehmensbereichen erfor- 
derlich sind. § 7 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Wenn die Anforderungen des Absatzes 1 erfüllt 
sind, ist von der Zulassungsstelle über Art und Um- 
fang der nachgewiesenen Fachkenntnisse eine Be- 
scheinigung zu erteilen, die erkennen läßt, auf wel- 
chen Fachgebieten und für welche Untemehmensbe- 
reiche die erforderlichen Fachkenntnisse vorliegen 
(Fachkenntnisbescheinigung). Sie gestattet eine gut- 
achterliche Tätigkeit nur im Zusammenwirken mit 
einem Umweltgutachter, der Berichte und die Gültig- 
keitserklärung von Umwelterklärungen verantwort- 
lich zeichnet. 


§9 

Zulassung als Umweltgutachter 

(1) Die Zulassung als Umweltgutachter ist von der 
Zulassungsstelle zu erteilen, wenn der Antragsteller 
die Anforderungen nach § 4 Abs. 1 und den §§ 5 bis 
7 erfüllt. Die Zulassung ist auch auf Untemehmens- 
bereiche zu erstrecken, für die der Umweltgutachter 
nicht selbst über die erforderliche Fachkunde ver- 
fügt, 

1. wenn er im Hinblick auf Artikel 4 Abs. 6 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 zeichnungsberech- 
tigte Personen angestellt hat, die für diese Unter- 
nehmensbereiche 

a) als Umweltgutachter zugelassen sind oder 

b) die erforderlichen Fachkenntnisbescheinigun- 
gen besitzen oder 

c) gültige Lehrgangsbescheinigungen oder sonsti- 
ge Fachkenntnisnachweise im Sinne des § 13 
für Methodik und Durchführung von Umwelt- 
betriebsprüfungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a) 
und für mindestens ein weiteres Fachgebiet be- 
sitzen sowie die übrigen Anforderungen des § 7 
und die Anford erungen der §§ 5 und 6 erfüllen, 
und 

2. wenn er sicherstellt, daß die in der Nummer 1 
Buchstaben b und c genannten Personen regelmä- 
ßig an Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen kön- 
nen. 

In dem Zulassungsbescheid sind die Untemehmens- 
bereiche genau zu bezeichnen, für die der Umwelt- 
gutachter selbst die erforderliche Fachkunde besitzt 
und auf die sich die Zulassung auf Grund der ange- 
stellten fachkundigen Personen im Sinne des Satzes 2 
Nr. 1 erstreckt. 

(2) Soweit sich die Zulassung auf Untemehmens- 
bereiche erstreckt, für die der Umweltgutachter nicht 
selbst über die erforderliche Fachkunde verfügt, ge- 
stattet die Zulassung eine gutachterliche Tätigkeit 
nur im Zusammenwirken mit den in Absatz 1 Satz 2 
Nr. 1 genannten Personen; insbesondere sind Be- 
richte und die Gültigkeitserklärung von Umwelter- 
klärungen von diesen Personen mitzuzeichnen. 

(3) Die Zulassung umfaßt die Befugnis, gemäß 
Artikel 12 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 
Zertifizierungsbescheinigungen nach den von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften aner- 
kannten Zertifizierungsverfahren zu erteilen. 

§ 10 

Zulassung als Umweltgutachterorganisation 

(1) Die Zulassung als Umwelt gutachterorganisa- 
tion setzt voraus, daß 

1. mindestens ein Drittel der persönlich haftenden 
Gesellschafter oder Partner oder der Mitglieder 
des Vorstandes oder der Geschäftsführer 

a) als Umweltgutachter zugelassen sind oder 
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b) aus Personen mit Fachkenntnisbescheinigun- 
gen und mindestens einem Umweltgutachter 
besteht, 

2. im Hinblick auf Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 zeichnungsberechtigte Vertre- 
ter oder zeichnungsberechtigte Angestellte für die 
Untemehmensbereiche, für die die Zulassung be- 
antragt ist, 

a) als Umweltgutachter zugelassen sind oder 

b) die erforderlichen Fachkenntnisbescheinigun- 
gen besitzen oder 

c) gültige Lehrgangsbescheinigungen oder sonsti- 
ge Fachkenntnisnachweise im Sinne des § 13 
für Methodik und Durchführung von Umwelt- 
betriebsprüfungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a) 
und für mindestens ein weiteres Fachgebiet be- 
sitzen sowie die übrigen Anforderungen des § 7 
und die Anforderungen der §§ 5 und 6 erfüllen, 

3. sichergestellt ist, daß die in der Nummer 2 ge- 
nannten Personen regelmäßig an Fortbildungs- 
maßnahmen teilnehmen können, 

4. geordnete wirtschaftliche Verhältnisse bestehen, 

5. kein wirtschaftlicher, finanzieller oder sonstiger 
Druck die gutachterliche Tätigkeit beeinflussen 
oder das Vertrauen in die unparteiische Aufgaben- 
wahmehmung in Frage stellen können; § 6 Abs. 2 
Nr. 1 Buchstabe a und Nr. 2 und 3 gilt entspre- 
chend. 

(2) Die Zulassung ist von der Zulassungsstelle zu 
erteilen, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 
erfüllt sind. Die Zulassung gestattet gutachterliche 
Tätigkeiten nur in denjenigen Untemehmensberei- 
chen, für die die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 2 vorliegen. In dem Zulassungsbescheid ist genau 
zu bezeichnen, für welche Untemehmensbereiche 
die Umweltgutachterorganisation über die erforderli- 
chen fachkundigen Personen im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 2 verfügt. 

(3) Die Zulassung gestattet gutachterliche Tätig- 
keiten von fachkundigen Personen im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 2 Buchstaben b und c nur im Zusam- 
menwirken mit einem zugelassenen Umweltgutach- 
ter, der Berichte und die Gültigkeitserklärung der 
Umwelterklärungen verantwortlich zeichnet; die ge- 
nannten Personen müssen mitzeichnen. 

(4) § 9 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(5) Die zugelassene Umweltgutachterorganisation 
hat die Bezeichnung „Umweltgutachter" in die Firma 
oder den Namen aufzunehmen. Die Bezeichnung 
darf in die Firma oder den Namen nicht aufgenom- 
men werden, wenn keine Zulassung nach Absatz 2 
erteilt ist. 

§11 

Bescheinigungs- und Zulassungsverfahren 

(1) Das Verfahren für die Erteilung einer Fach- 
kenntnisbescheinigung nach § 8 und für die Zulas- 
sung nach den §§ 9 und 10 setzt einen schriftlichen 


Antrag voraus. Dem Antrag sind die zur Prüfung er- 
forderlichen Unterlagen beizufügen. 

(2) Die Fachkunde des Umweltgutachters wird in 
einer mündlichen Prüfung von einem Prüfungsaus- 
schuß der Zulassungsstelle festgestellt. Gegenstand 
der mündlichen Prüfung sind 

1. die in § 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchstaben a bis e genann- 
ten Fachgebiete und 

2. praktische Probleme aus der Berufsarbeit eines 
Umweltgutachters. 

(3) Der Prüfungsgegenstand im Sinne des Absat- 
zes 2 Nr. 1 ist insoweit beschränkt, als der Antragstel- 
ler für bestimmte Fachgebiete Fachkenntnisbeschei- 
nigungen, gültige Lehrgangsbescheinigungen oder 
sonstige gleichwertige Fachkenntnisnachweise im 
Sinne des § 13 vorgelegt hat. 

(4) Für die Erteilung einer Fachkenntnisbescheini- 
gung nach § 8 gelten die Absätze 2 und 3 entspre- 
chend. 

(5) Die Bundesregierung kann nach Anhörung des 
Umweltgutachterausschusses durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, 

1. Verfahren nach Absatz 1, einschließlich Wiederho- 
lungsprüfungen, 

2. Anforderungen an die Qualifikation der Mitglie- 
der der Prüfungsausschüsse und die Durchfüh- 
rung der mündlichen Prüfung nach § 12 und 

3. Kriterien für die Anerkennung von Lehrgängen 
oder sonstigen Qualifikationsnachweisen nach 
§ 13 näher regeln sowie 

4. schriftliche Prüfungen allgemein oder für be- 
stimmte Fachgebiete oder für bestimmte Unter- 
nehmensbereiche als unselbständigen Teil der Zu- 
lassungs- und Bescheinigungsverfahren vorschrei- 
ben und nähere Bestimmungen zu Gegenstand 
und Durchführung der schriftlichen Prüfungen 
treffen, soweit mündliche Prüfungen, anerkannte 
Lehrgänge und anerkannte sonstige Qualifika- 
tionsnachweise zur Feststellung der erforderlichen 
Fachkenntnisse im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 2 nicht 
ausreichen. 

§12 

Mündliche Prüfung 

(1) Die mündliche Prüfung ist unselbständiger Teil 
der Zulassungs- und Bescheinigungsverfahren. Über 
den wesentlichen Inhalt und Ablauf der Prüfung ist 
eine Niederschrift zu fertigen. 

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses müs- 
sen auf ihrem Fachgebiet ein Hochschulstudium ab- 
geschlossen haben und über mindestens fünf Jahre 
eigenverantwortliche, hauptberufliche Erfahrungen 
in der Praxis des betrieblichen Umweltschutzes ver- 
fügen. 

(3) Die Zulassungsstelle wählt die Prüfer für die 
einzelnen Zulassungs- und Bescheinigungsverfahren 
aus der Prüferliste des Umweltgutachterausschusses 
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(§21 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2) aus und bestimmt den Vor- 
sitzenden. Die Prüfer müssen jeweils die erforder- 
liche Fachkunde für diejenigen Untemehmensberei- 
che und Fachgebiete besitzen, für die die Zulassung 
oder die Fachkenntnisbescheinigung im Einzelfall 
beantragt ist. Der Prüfer für das Fachgebiet „Recht“ 
muß zusätzlich die Befähigung zum Richteramt ha- 
ben. Der Prüfungsausschuß besteht aus mindestens 
drei und höchstens fünf Mitgliedern. Mindestens ein 
Mitglied des Prüfungsausschusses muß jeweils als 
Umweltgutachter zugelassen sein. 

§13 

Lehrgänge und sonstige Qualifikationsnachweise 

(1) Die Zulassungsstelle kann Lehrgänge als Nach- 
weis der Fachkenntnisse im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 2 
im Einvernehmen mit dem Umweltgutachteraus- 
schuß allgemein anerkennen, wenn diese den Anfor- 
derungen der Prüfungsrichtlinien des Umweltgut- 
achterausschusses inhaltlich und methodisch ent- 
sprechen und mit einer schriftlichen Prüfung ab- 
schließen. Die Bescheinigung über die erfolgreiche 
Lehrgangsteilnahme ist während eines Zeitraums 
von drei Jahren seit der Ausstellung als Fachkennt- 
nisnachweis gültig. 

(2) Sonstige Qualifikationsnachweise auf den 
Fachgebieten des § 7 Abs. 2 Nr. 2 sollen von der Zu- 
lassungsstelle im Einvernehmen mit dem Umwelt- 
gutachterausschuß allgemein anerkannt werden, 
wenn sie unter Berücksichtigung der Prüfungsrichtli- 
nien des Umweltgutachterausschusses als gleichwer- 
tige Fachkenntnisnachweise in einem rechtlich gere- 
gelten Prüfungsverfahren erbracht worden sind. Die 
Anerkennungsentscheidung kann befristet werden. 

§14 

Zulassungsregister 

(1) Die Zulassungsstelle führt ein Zulassungsregi- 
ster für Umweltgutachter, Umweltgutachterorgani- 
sationen und Inhaber von Fachkenntnisbescheini- 
gungen. Das Zulassungsregister enthält Name, An- 
schrift sowie Gegenstand der Zulassungen und Be- 
scheinigungen der eingetragenen Personen und Or- 
ganisationen. Die Zulassungsstelle übermittelt halb- 
jährlich der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften über das Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit nach Artikel 7 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 eine fortge- 
schriebene Liste der eingetragenen Umweltgutach- 
ter und Umweltgutachterorganisationen. Diese Li- 
ste, ergänzt um die registrierten Inhaber von Fach- 
kenntnisbescheinigungen, ist gleichzeitig dem Um- 
weltgutachterausschuß, den zuständigen obersten 
Landesbehörden und der Stelle nach § 32 Abs. 2 
zuzuleiten. 

(2) Jeder ist nach Maßgabe des Umweltinforma- 
tionsgesetzes berechtigt, das Zulassungsregister ein- 
zusehen. 


ABSCHNITT 2 

Aufsicht 

§15 

Überprüfung von Umweltgutachtern, 
Umweltgutachterorganisationen und Inhabern 
von Fachkenntnisbescheinigungen 

(1) Umweltgutachter, Umwelt gutachterorganisatio- 
nen und Inhaber von Fachkenntnisbescheinigungen 
sind von der Zulassungsstelle in regelmäßigen Ab- 
ständen, mindestens alle 36 Monate nach Wirksam- 
werden der Zulassung oder der Fachkenntnisbe- 
scheinigung dahin zu überprüfen, ob die Vorausset- 
zungen für die Zulassung nach den §§ 9 und 10 und 
für die Erteilung der Fachkenntnisbescheinigung 
nach § 8 weiterhin vorliegen. Dabei muß auch eine 
Überprüfung der Qualität der vorgenommenen Be- 
gutachtungen erfolgen. 

(2) Umweltgutachter, Umweltgutachterorganisatio- 
nen und Inhaber von Fachkenntnisbescheinigungen 
sind verpflichtet, 

1. Zweitschriften der von ihnen (mit) gezeichneten 

a) Vereinbarungen mit den Unternehmen über 
Gegenstand und Umfang der Begutachtung, 

b) Berichte an die Unternehmensleitung, 

c) für gültig erklärte Umwelterklärungen und 

d) Niederschriften über Besuche auf dem Betriebs- 
gelände und über Gespräche mit dem Betriebs- 
personal 

im Sinne des Anhangs III Buchstabe B Nr. 2 und 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 bis zur Über- 
prüfung durch die Zulassungss teile, jedoch nicht 
länger als fünf Jahre, aufzubewahren, 

2. die Zulassungsstelle unverzüglich über alle Ver- 
änderungen zu unterrichten, die auf die Zulassung 
oder die Fachkenntnisbescheinigung Einfluß 
haben können, 

3. sich bei Begutachtungen unpartensch zu verhalten 
und 

4. auf Verlangen der Zulassungsstelle die zur Über- 
prüfung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

(3) Umweltgutachter, Inhaber von Fachkenntnisbe- 
scheinigungen sowie Inhaber von Lehrgangsbe- 
scheinigungen und sonstigen Qualifikationsnach- 
weisen sind verpflichtet, sich fortzubilden. 

(4) Die Geschäftsräume der zu überprüfenden Per- 
sonen und Organisationen können zu den üblichen 
Geschäftszeiten betreten werden, wenn dies zur 
Feststellung der Anforderungen nach den §§ 8 bis 10 
erforderlich ist. 

§16 

Anordnung, Untersagung 

(1) Zur Erfüllung der Anforderungen und Pflichten 
nach der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, nach die- 
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sem Gesetz und nach den auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen kann die Zulas- 
sungsstelle die erforderlichen Maßnahmen gegen- 
über Umweltgutachtern, Umweltgutachterorganisa- 
tionen und Inhabern von Fachkenntnisbescheinigun- 
gen treffen. 

(2) Die Zulassungsstelle kann insbesondere die 
Fortführung gutachterlicher Tätigkeiten ganz oder 
teilweise vorläufig untersagen, wenn Umweltgutach- 
ter, Umweltgutachterorganisationen und Inhaber von 
Fachkenntnisbescheinigungen 

1. unter Verstoß gegen die Pflichten nach Artikel 4 
Abs. 5 Buchstabe d in Verbindung mit Artikel 5 
Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 eine 
Umwelterklärung mit unzutreffenden Angaben 
und Beurteilungen, insbesondere hinsichtlich der 
Einhaltung der einschlägigen Umweltvorschriften 
am Standort, für gültig erklärt haben, 

2. die Pflichten nach § 15 Abs. 2 und 3 nicht ord- 
nungsgemäß erfüllt haben oder 

3. eine vollziehbare Anordnung der Zulassungsstelle 
nicht befolgt haben. 

Die Untersagung hat zu unterbleiben oder ist wieder 
aufzuheben, sobald die Pflichten und Anordnungen 
nach Satz 1 erfüllt sind oder bei nachträglicher 
Unmöglichkeit keine Wiederholungsgefahr eines 
Rechtsverstoßes besteht. 


§17 

Rücknahme und Widerruf von Zulassung 
und Fachkenntnisbescheinigung 

(1) Zulassung und Fachkenntnisbescheinigung 
sind mit Wirkung für die Zukunft zurückzunehmen, 
wenn nachträglich Tatsachen bekanntwerden, bei 
deren Kenntnis die Zulassung oder die Erteilung der 
Fachkenntnisbescheinigung hätte versagt werden 
müssen. 

(2) Zulassung und Fachkenntnisbescheinigung 
sind zu widerrufen, wenn 

1. der Umweltgutachter oder der Inhaber einer Fach- 
kenntnisbescheinigung 

a) eine Tätigkeit im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 1 auf- 
genommen und innerhalb einer von der Zulas- 
sungsstelle zu setzenden Frist nicht aufgegeben 
hat, 

b) infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fä- 
higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verlo- 
ren hat (§ 5 Abs. 2 Nr. 3), 

c) infolge eines körperlichen Gebrechens, wegen 
Schwäche seiner geistigen Kräfte oder wegen 
einer Sucht nicht nur vorübergehend unfähig 
geworden ist, gutachterliche Tätigkeiten ord- 
nungsgemäß auszuführen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5), 

2. die Umweltgutachterorganisation die Anforderun- 
gen nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 nicht mehr erfüllt und 
innerhalb einer von der Zulassungsstelle zu set- 


zenden Frist einen gesetzmäßigen Zustand nicht her- 
beigeführt hat. 

Die Zulassung ist teüweise zu widerrufen, soweit die 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 Satz 2 und des § 10 
Abs. 1 Nr. 2 weggefallen und innerhalb einer von der 
Zulassungsstelle zu setzenden Frist nicht wiederher- 
gestellt sind. 

(3) Zulassung und Fachkenntnisbescheinigung 
können, außer nach den Vorschriften des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes, widerrufen werden, wenn 

1. der Umweltgutachter keine zustellungsfähige 
Anschrift im Bundesgebiet angegeben hat (§ 4 
Abs. 3), 

2. bei der Durchführung von Begutachtungsaufträ- 
gen im Einzelfall ein Abhängigkeitsverhältnis zum 
auftraggebenden Unternehmen oder zum Be- 
triebsprüfer des Standortes oder Weisungsverhält- 
nisse im Sinne des § 6 Abs. 2 Nr. 2 zwischen den 
begutachtenden Personen bestanden und die Ge- 
fahr der Wiederholung gegeben ist. 


§ 18 

Umweltgutachter und Umweltgutachter- 
organisationen aus anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 

(1) Umweltgutachter und Umweltgutachterorgani- 
sationen, die in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union zugelassen sind, haben der Zu- 
lassungsstelle ihre gutachterliche Tätigkeit im Bun- 
desgebiet vor Aufnahme ihrer Tätigkeit anzuzeigen. 
In der Anzeige sind der Name, die zustellungsfähige 
Anschrift im Bundesgebiet und bei Umweltgutach- 
tem auch die Staatsangehörigkeit anzugeben. Der 
Anzeige sind eine Ausfertigung oder beglaubigte 
Abschrift der Zulassung und eine beglaubigte deut- 
sche Übersetzung beizufügen. 

(2) Die Zulassungsstelle muß in regelmäßigen Ab- 
ständen und mindestens alle 36 Monate nach Zu- 
gang der Anzeige überprüfen, ob die Umweltgutach- 
ter und Umweltgutachterorganisationen weiterhin 
über eine gültige Zulassung des Mitgliedstaates ver- 
fügen. Dabei muß auch eine Überprüfung der Quali- 
tät im Bundesgebiet vorgenommener Begutachtun- 
gen erfolgen. § 15 Abs. 2 und 4 und § 16 gelten ent- 
sprechend. 

§ 19 

Verbot der Gültigkeitserklärung 
von Umwelterklärungen 

Wer nicht die erforderliche Zulassung, Fachkennt- 
nisbescheinigung oder eine gültige Lehrgangsbe- 
scheinigung oder einen sonstigen Qualifikations- 
nachweis im Sinne des § 13 besitzt, darf eine Um- 
welterklärung nicht nach Artikel 4 Abs. 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 für gültig erklären oder eine 
Gültigkeitserklärung mitzeichnen. 
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§20 

Aulsichtsverfahren 

Die Bundesregierung kann nach Anhörung des 
Umweltgutachterausschusses durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, Inhalt und Umfang der Pflichten nach § 15 
Abs. 2 und 3 sowie das Verfahren für Aufsichtsmaß- 
nahmen zu dem in § 1 Abs. 1 Nr. 2 genannten Zweck 
näher regeln. 


ABSCHNITT 3 

Umweltgutachterausschuß, 

Widerspruchsausschuß 

§21 

Aufgaben des Umweltgutachterausschusses 

(1) Beim Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit wird ein Umweltgut- 
achterausschuß gebildet. Der Umweltgutachteraus- 
schuß hat die Aufgabe, 

1. Richtlinien für die Auslegung und Anwendung 
der §§ 4 bis 18 und der auf Grund dieser Rechts- 
vorschriften ergangenen Rechtsverordnungen zu 
erlassen, 

2. eine Prüferliste für die Besetzung der Prüfungs- 
ausschüsse der Zulassungsstelle zu führen, 

3. Empfehlungen für die Besetzung des Wider- 
spruchsausschusses mit Beisitzern auszusprechen, 

4. das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit in allen Zulassungs- und 
Aufsichtsangelegenheiten zu beraten. 

Die Richtlinien nach Satz 2 Nr. 1 sind vom Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Der Umweltgutachterausschuß erhält von der 
Zulassungsstelle halbjährlich einen Bericht über Um- 
fang, Inhalt und Probleme der Zulassungs- und Auf- 
sichtstätigkeit. Insbesondere ist zu berichten über 

1. die getroffenen Aufsichtsmaßnahmen, 

2. die Praktikabilität und den Anpassungsbedarf er- 
lassener Richtlinien nach Absatz 1 Nr. 1 und 

3. den Regelungsbedarf durch neue Richtlinien nach 
Absatz 1 Nr. 1. 

Der Umweltgutachterausschuß kann von der Zulas- 
sungsstelle Berichte zu besonderen Fragen anfor- 
dem. 

§22 

Mitglieder des Umweltgutachterausschusses 

(1) Mitglieder des Umweltgutachterausschusses 
sind 

6 Vertreter der Unternehmen oder ihrer Organisatio- 
nen, 


4 Vertreter der Umweltgutachter oder ihrer Organi- 
sationen, 

2 Vertreter der Umweltverwaltung des Bundes, 

1 Vertreter der Wirtschaftsverwaltung des Bundes, 

4 Vertreter der Umweltverwaltung der Länder, 

2 Vertreter der Wirtschaftsverwaltung der Länder, 

3 Vertreter der Gewerkschaften, 

3 Vertreter der Umweltverbände. 

Sie unterliegen keinen Weisungen und sind ehren- 
amtlich tätig. Die Vorschriften der §§83 und 84 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes sind anzuwenden. 

(2) Die Mitglieder des Umweltgutachterausschus- 
ses müssen in Angelegenheiten des betrieblichen 
Umweltschutzes über gründliche Fachkenntnisse 
und mindestens dreijährige praktische Erfahrungen 
verfügen. 

(3) Das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit beruft die Mitglieder 
des Umweltgutachterausschusses und für jedes Mit- 
glied einen Stellvertreter für die Dauer von drei Jah- 
ren auf Vorschlag der Bundesdachverbände der Wirt- 
schaft, der freien Berufe, der Gewerkschaften und 
der Umweltverbände sowie der zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden. 

§23 

Geschäftsordnung, Vorsitz und Beschlußfassung 
des Umweltgutachterausschusses 

(1) Der Umweltgutachterausschuß gibt sich eine 
Geschäftsordnung, die der Genehmigung durch das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit bedarf. 

(2) Der Umweltgutachterausschuß wählt den Vor- 
sitzenden und vier Stellvertreter aus seiner Mitte. Zu 
ihnen muß jeweils ein Vertreter der Unternehmen, 
der Umweltgutachter, der Verwaltung, der Gewerk- 
schaften und der Umweltverbände gehören. 

(3) Der Umwelt gutachterausschuß beschließt 

1. in Angelegenheiten nach § 13 und § 21 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 mit der Mehrheit von zwei Dritteln der ge- 
setzlichen Mitgliederzahl, 

2. in Angelegenheiten der Geschäftsordnung mit der 
Mehrheit der gesetzlichen Mitgliederzahl und 

3. in sonstigen Fällen mit der Mehrheit der anwesen- 
den Mitglieder. 

§24 

Widerspruchsausschuß 

(1) Beim Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit wird ein Widerspruchs- 
ausschuß gebüdet. Der Widerspruchsausschuß ent- 
scheidet über Widersprüche gegen Verwaltungsakte 
der Zulassungsstelle. 
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(2) Der Widerspruchsausschuß besteht aus einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Die Mitglieder des 
Widerspruchsausschusses unterliegen keinen Wei- 
sungen und sind ehrenamtlich tätig. Sie dürfen nicht 
dem Umweltgutachterausschuß angehören. Sie müs- 
sen in Angelegenheiten des betrieblichen Umwelt- 
schutzes über gründliche Fachkenntnisse und min- 
destens dreijährige praktische Erfahrungen verfü- 
gen. Der Vorsitzende und seine Stellvertreter müssen 
die Befähigung zum Richteramt besitzen und Beamte 
in der Umweltverwaltung des Bundes sein. 

(3) Die Beisitzer sind vom Vorsitzenden gleichmä- 
ßig und unter Berücksichtigung der Untemehmens- 
bereiche, die schwerpunktmäßig durch einen Wider- 
spruch berührt werden, zu den Sitzungen des Wider- 
spruchsausschusses heranzuziehen. 

§ 25 

Widerspruchsverfahren 

(1) Der Widerspruch ist vor Erlaß des Wider- 
spruchsbescheides mit den Beteiligten mündlich zu 
erörtern. Mit Einverständnis aller Beteiligten kann 
von der mündlichen Erörterung abgesehen werden. 
Im übrigen ist das Widerspruchsverfahren an be- 
stimmte Formen nicht gebunden, soweit die §§ 68 bis 
73 der Verwaltungsgerichtsordnung keine besonde- 
ren Rechtsvorschriften für die Form des Verfahrens 
enthalten. Es ist einfach und zweckmäßig durchzu- 
führen. 

(2) Soweit der Widerspruch gegen Entscheidungen 
der auf Grund des § 28 beliehenen Zulassungsstelle 
erfolgreich ist, sind die Aufwendungen des Wider- 
spruchsführers nach § 80 Abs. 1 Satz 1 und 2 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes von dem privaten 
Rechtsträger der Zulassungsstelle zu erstatten. 

§26 

Geschäftsstelle 

Für die Arbeit des Umweltgutachterausschusses 
wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. Sie unterliegt 
den Weisungen des Vorsitzenden des Umweltgut- 
achterausschusses. 

§27 

Rechtsaufsicht 

(1) Der Umweltgutachterausschuß steht unter der 
Aufsicht des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit (Aufsichtsbehörde). Die 
Aufsicht erstreckt sich auf die Rechtmäßigkeit der 
Ausschußtätigkeit, insbesondere darauf, daß die ge- 
setzlichen Aufgaben erfüllt werden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann an den Sitzungen 
des Umweltgutachterausschusses teilnehmen. Ihr ist 
auf Verlangen das Wort zu erteilen. Sie kann schrift- 
liche Berichte und Aktenvorlage fordern. 

(3) Beschlüsse nach § 21 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 
bedürfen der Genehmigung durch die Aufsichtsbe- 
hörde. Die Aufsichtsbehörde kann rechtswidrige Be- 


schlüsse des Umweltgutachterausschusses beanstan- 
den und nach vorheriger Beanstandung aufheben. 
Wenn der Umweltgutachterausschuß Beschlüsse 
oder sonstige Handlungen unterläßt, die zur Erfül- 
lung seiner gesetzlichen Aufgaben erforderlich sind, 
kann die Aufsichtsbehörde anordnen, daß innerhalb 
einer bestimmten Frist die erforderlichen Maßnah- 
men getroffen werden. Die Aufsichtsbehörde hat die 
geforderten Handlungen im einzelnen zu bezeich- 
nen. Sie kann ihre Anordnung selbst durchführen 
oder von einem anderen durchführen lassen, wenn 
die Anordnung vom Umweltgutachterausschuß nicht 
befolgt worden ist. 

(4) Wenn die Aufsichtsmittel nach Absatz 3 nicht 
ausreichen, kann die Aufsichtsbehörde den Umwelt- 
gutachterausschuß auflösen. Sie hat nach Eintritt der 
Unanfechtbarkeit der Auflösungsanordnung unver- 
züglich neue Mitglieder gemäß § 22 Abs. 3 zu beru- 
fen. Sie braucht vor geschlagene Personen nicht zu 
berücksichtigen, die Mitglieder des aufgelösten Aus- 
schusses waren. 


ABSCHNITT 4 

Zuständigkeit 

§28 

Zulassungsstelle 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit wird ermächtigt, eine oder 
mehrere juristische Personen des Privatrechts mit 
den Aufgaben der Zulassungsstelle durch Rechtsver- 
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, zu beleihen, wenn deren Bereitschaft und 
Eignung zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Zulas- 
sungs- und Aufsichtsaufgaben gegeben sind. 

§ 29 

Aufsicht über die Zulassungsstelle 

(1) Die nach § 28 beliehene Zulassungsstelle steht 
unter der Aufsicht des Bundesministeriums für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Aufsichts- 
behörde). Die Aufsicht erstreckt sich auf die Recht- 
mäßigkeit der Zulassungs- und Aufsichtstätigkeit 
und auf die Entscheidungen nach § 16 Abs. 2, § 17 
Abs. 3 Nr. 2 und § 18 Abs. 2 Satz 3. 


ABSCHNITT 5 

Beschränkung der Haftung, Verwendungsverbote 
für Teilnahmeerklärungen und Graphik 

§30 

Beschränkung der Haftung 

Auf die Schadensersatzpflicht von Personen, die 
fahrlässig gehandelt haben, findet § 323 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung. 
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§31 

Verwendungsverbote für Teilnahmeerklärungen 
und Graphik 

(1) Die Verwendung einer der Teilnahmeerklärun- 
gen nach Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 ist verboten 

1. für Standorte, die nicht in das Standortregister ein- 
getragen sind oder deren Eintragung gestrichen 
oder vorübergehend aufgehoben ist, 

2. in der Produktwerbung oder auf einem Erzeugnis 
oder auf einer Verpackung. 

(2) Eine Graphik nach Anhang IV der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 darf nicht ohne eine der Teilnah- 
meerklärungen verwandt werden. 


TEIL 3 

Registrierung geprüfter Betriebsstandorte, 
Kosten-, Bußgeld-, Übergangs- und 
Schlußvorschriften 


ABSCHNITT 1 

Registrierung geprüfter Betriebsstandorte 
§32 

Standortregister 

(1) Die Registrierung geprüfter Betriebsstandorte, 
insbesondere die in den Artikeln 8 und 9 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 festgelegten Aufgaben wer- 
den den Industrie- und Handelskammern und den 
Handwerkskammern übertragen. Aufsichtsmaßnah- 
men werden von der Aufsichtsbehörde im Einver- 
nehmen mit der zuständigen Umweltbehörde getrof- 
fen. 

(2) Die Industrie- und Handelskammern und die 
Handwerkskammern benennen durch schriftliche 
Vereinbarung eine gemeinsame Stelle, die der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften gemäß 
Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 über 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit am Ende eines jeden Jahres ein 
fortgeschriebenes Verzeichnis der registrierten Be- 
triebsstandorte übermittelt. Das Verzeichnis ist gleich- 
zeitig der Zulassungsstelle und dem Umweltgutach- 
terausschuß zuzuleiten; die zuständigen obersten 
Landesbehörden erhalten einen das jeweilige Land 
betreffenden Auszug aus diesem Verzeichnis. 

(3) Die Industrie- und Handelskammern und die 
Handwerkskammern eines Landes können schriftlich 
vereinbaren, daß die übrigen von ihnen nach Ab- 
satz 1 Satz 1 wahrgenommenen Aufgaben auf eine 
Industrie- und Handelskammer oder eine Hand- 
werkskammer ganz oder teilweise übertragen wer- 
den. Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der zustän- 
digen Umweltbehörde. 


(4) Jeder ist nach Maßgabe des Umweltinforma- 
tionsgesetzes berechtigt, das Standortregister einzu- 
sehen. 

§33 

Eintragung in das Standortregister 

(1) Die für eine Eintragung in das Standortregister 
nach Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 er- 
forderliche Glaubhaftmachung, daß der Standort alle 
Bedingungen der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 er- 
füllt, ist insbesondere dann nicht gegeben, wenn 

1. die Gültigkeitserklärung der Umwelterklärung 
nicht von einem zugelassenen Umweltgutachter 
oder einer zugelassenen Umweltgutachter Organi- 
sation verantwortlich gezeichnet ist, oder 

2. die Personen, die die Gültigkeitserklärung der 
Umwelterklärung mitgezeichnet haben, nach dem 
Inhalt ihrer Zulassung, Fachkenntnisbescheini- 
gung oder ihrer Fachkenntnisnachweise im Sinne 
des § 13 insgesamt nicht über die Fachkunde ver- 
fügen, die zur Begutachtung des geprüften Stand- 
ortes erforderlich ist. 

Zur Glaubhaftmachung im Sinne des Satzes 1 ist es 
nicht erforderlich, daß die Personen, die die Umwelt- 
erklärung für gültig erklärt haben, bei demselben 
Umweltgutachter angestellt sind oder derselben Um- 
weltgutachterorganisation angehören; Umweltgut- 
achter, Umweltgutachterorganisationen und Inhaber 
von Fachkenntnisbescheinigungen können auch auf 
Grund gesonderter Vereinbarungen im Rahmen ein- 
zelner Begutachtungsaufträge Zusammenwirken. 

(2) Vor der Eintragung eines Standortes gibt die re- 
gisterführende Stelle den zuständigen Umweltbehör- 
den Gelegenheit, sich innerhalb einer Frist von vier 
Wochen zu der beabsichtigten Eintragung zu äußern. 

(3) Bevor die registerführende Stelle über einen 
Verstoß gegen Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 oder des Umweltrechts unterrichtet wird, 
hat die zuständige Umweltbehörde das betroffene 
Unternehmen anzuhören, wenn ein Verwaltungsakt 
wegen des Rechtsverstoßes nicht oder noch nicht er- 
lassen wurde. Bestreitet das Unternehmen in diesem 
Falle das Vorliegen eines Rechtsverstoßes, ordnet die 
zuständige Umweltbehörde auf der Grundlage der 
einschlägigen Rechtsvorschriften die erforderlichen 
Maßnahmen an oder stellt durch Verwaltungsakt ge- 
genüber dem Unternehmen das Vorliegen eines 
Rechtsverstoßes fest und unterrichtet die registerfüh- 
rende Stelle über ihre Entscheidung. 

§34 

Streichung und vorübergehende Aufhebung 
von Eintragungen 

Bevor die registerführende Stelle die Eintragung 
eines Standortes 

1. auf Grund des Artikels 8 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 wegen nachträglicher Nichter- 
füllung der einschlägigen Anforderungen am 
Standort streicht oder 
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2. auf Grund des Artikels 8 Abs. 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 wegen eines Verstoßes gegen 
einschlägige Umweltvorschriften am Standort vor- 
übergehend aufhebt, 

ist dem betroffenen Unternehmen und der zuständi- 
gen Umweltbehörde auf Grund des Artikels 18 Abs. 2 
Satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 Gelegen- 
heit zur Stellungnahme zu geben. Bestreitet das Un- 
ternehmen mit vertretbaren Gründen das Vorliegen 
von Verstößen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 und 2 und 
macht es glaubhaft, daß die Streichung oder vorüber- 
gehende Aufhebung der Eintragung zu erheblichen 
wirtschaftlichen oder sonstigen Nachteilen für das 
Unternehmen führen würde, so darf die Streichung 
oder vorübergehende Aufhebung der Eintragung 
erst erfolgen, wenn wegen der Verstöße im Sinne des 
Satzes 1 Nr. 1 und 2 ein vollziehbarer Verwaltungs- 
akt, ein rechtskräftiger Bußgeldbescheid oder eine 
rechtskräftige strafgerichtliche Verurteilung vorliegt. 

§35 

Registrierungsverfahren 

Die Industrie- und Handelskammern und die 
Handwerkskammern können das Verfahren für die 
Eintragung und Streichung von Standorten kammer- 
zugehöriger Unternehmen und für die vorüberge- 
hende Aufhebung von Eintragungen im Rahmen des 
Artikels 18 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 durch Satzung näher regeln, die der Genehmi- 
gung durch die Aufsichtsbehörde im Einvernehmen 
mit der zuständigen Umweltbehörde bedarf. Die Sat- 
zungen gelten auch für Unternehmen, die nicht Mit- 
glied einer Kammer sind. 


ABSCHNITT 2 

Kosten und Bußgeldvorschriften 

§36 

Kosten 

(1) Für Amtshandlungen auf Grund dieses Geset- 
zes werden Gebühren und Auslagen erhoben. 

(2) Das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit wird ermächtigt, für 
Amtshandlungen der Zulassungsstelle und des Wi- 
derspruchsausschusses die Höhe der Gebühren nach 
Anhörung des Umweltgutachterausschusses durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, zu bestimmen. 

(3) Die Industrie- und Handelskammern und die 
Handwerkskammern werden ermächtigt, für Amts- 
handlungen der registerführenden Stelle die Höhe 
der Gebühren durch Satzung zu bestimmen. Die Sat- 
zung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichts- 
behörde im Einvernehmen mit der zuständigen Um- 
weltbehörde. § 35 Satz 2 findet Anwendung. 


§37 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. entgegen § 4 Abs. 3 eine Angabe nicht oder nicht 
richtig macht, 

2. entgegen § 4 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit 
Satz 1 die dort genannte Berufsbezeichnung 
führt, 

3. entgegen § 10 Abs. 5 Satz 2 in Verbindung mit 
Satz 1 die dort genannte Bezeichnung in die 
Firma oder den Namen aufnimmt, 

4. entgegen § 15 Abs. 2 Nr. 1 eine Zweitschrift nicht 
oder nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbe- 
wahrt, 

5. entgegen § 15 Abs. 2 Nr. 2 die Zulassungsstelle 
nicht oder nicht rechtzeitig unterrichtet, 

6. entgegen § 15 Abs. 2 Nr. 4 eine Unterlage nicht 
oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

7. einer vollziehbaren Anordnung nach § 16 Abs. 1 
zuwiderhandelt, 

8. entgegen § 18 Abs. 1 Satz 1 oder 2 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

9. entgegen § 19 eine Umwelterklärung für gültig 
erklärt oder eine Gültigkeitserklärung mitzeich- 
net, 

10. einer Rechtsverordnung nach § 20 oder einer auf 
Grund einer solchen Rechtsverordnung ergange- 
nen vollziehbaren Anordnung zuwiderhandelt, 
soweit die Rechtsverordnung für einen bestimm- 
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift ver- 
weist oder 

11. entgegen § 31 eine Teilnahmeerklärung oder eine 
Graphik verwendet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2 bis 4, 7, 9 und 11 mit einer Geldbuße 
bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1, 5, 6, 8 und 10 mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 


ABSCHNITT 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§38 

Übergangsvorschriften 

(1) Von den Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen nach § 3, § 11 Abs. 5 Nr. 1 und 
2 und § 36 Abs, 2 kann bereits vor der Einsetzung 
des Umweltgutachterausschusses Gebrauch gemacht 
werden. 

(2) Bei bestehenden Organisationen im Sinne des 
§ 2 Abs. 3 findet § 10 Abs. 1 Nr. 1 während einer 
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Übergangszeit bis zum 31. Dezember 1997 keine An- anfechtbarkeit der Entscheidung über den Zulas- 
wendung. In diesem Falle muß in den Zulassungs- sungsantrag imwirksam. Die Zulassungsstelle kann 
bescheid der Widerrufsvorbehalt aufgenommen wer- in diesem Fall von einer mündlichen Prüfung nach 
den, daß die Anforderungen des § 10 Abs. 1 Nr. 1 § 12 absehen, wenn eine den Anforderungen des § 12 

nachträglich innerhalb einer von der Zulassungsstel- entsprechende Prüfung bereits in dem vorangegan- 
le zu bestimmenden Frist zu erfüllen sind. genen Prüfungsverfahren durchgeführt wurde. 


(3) Von den Anforderungen des § 12 Abs. 3 Satz 5 
kann während einer Übergangszeit bis zum 31. De- 
zember 1997 abgesehen werden, wenn eine ausrei- 
chende Zahl geeigneter Prüfer nicht vorhanden ist. 

(4) Ein Zulassungsbescheid, der vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes von der zuständigen Behörde eines 
Landes erlassen wurde, wird sechs Monate nach In- 
krafttreten der Rechtsverordnung auf Grund des § 28 
oder, falls inzwischen ein neuer Zulassungsantrag 
bei der Zulassungsstelle gestellt wurde, mit der Un- 


Bonn, den 25. April 1995 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


(5) Bereits begonnene Verfahren sind nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes und den auf dieses Ge- 
setz gestützten Rechtsvorschriften zu Ende zu führen. 
Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

§39 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


I 


16 




Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Drucksache 1 3/1 1 92 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 
über das Umweltmanagement 
und die Umweltbetriebsprüfung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 
29. Juni 1993 über die freiwillige Beteiligung ge- 
werblicher Unternehmen an einem Gemeinschafts- 
system für das Umweltmanagement und die Umwelt- 
betriebsprüfung ist am 29. Juni 1993 vom Rat der 
Europäischen Union verabschiedet worden. Sie ist in 
allen ihren Teilen verbindlich und gilt ab 13. April 
1995 unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 

Ziel der Verordnung ist die kontinuierliche Verbesse- 
rung des betrieblichen Umweltschutzes (Artikel 1 
Abs. 1 der Verordnung [EWG] Nr. 1836/93). Zur Er- 
reichung dieser Zielsetzung sollen die Unternehmen 
betriebliche Umweltmanagementstrukturen einrich- 
ten. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 stellt insoweit 
keine ordnungsrechtlichen Ge- oder Verbote auf, 
sondern gibt wirtschaftliche Anreize zur Einführung 
von Umweltmanagementsystemen. Unternehmen, 
die ein Umweltmanagementsystem einrichten, kön- 
nen das nach der Verordnung vorgesehene Umwelt- 
zeichen („ Teilnahmeerklärung ", Artikel 10 der Ver- 
ordnung [EWG] Nr. 1836/93) führen. Dieses Zeichen 
verbessert das Untemehmensimage in der Öffent- 
lichkeit und verschafft damit Wettbewerbsvorteile. 

Unternehmen, die in den Genuß der mit dem Um- 
weltzeichen verbundenen Vorteile kommen wollen, 
haben nach Artikel 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 eine Reihe von Maßnahmen zur Einrich- 
tung eines Umweltmanagementsystems zu treffen 
und bestimmte Prüfungsschritte durchzuführen. 

Die Verordnung sieht vor, daß Unternehmen eine 
Umweltpolitik festlegen, in der sie sich nicht nur zur 
Einhaltung aller einschlägigen Umweltvorschriften 
verpflichten, sondern auch zu einer angemessenen 
kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen 
Umweltschutzes. Die Unternehmen haben für ein- 
zelne Betriebsstandorte ein Umweltprogramm aufzu- 
stellen. Auf der Grundlage des Umweltprogramms 
haben die Unternehmen ein Umweltmanagementsy- 
stem für alle Tätigkeiten an dem Betriebsstandort zu 
schaffen. Teil des Umweltmanagementsystems ist die 
Durchführung einer regelmäßigen Umweltbetriebs- 
prüfung, die von einem untemehmenszugehörigen 
oder externen Umweltbetriebsprüfer durchgeführt 
wird. Im Anschluß an die Umweltbetriebsprüfung ist 
eine für die Öffentlichkeit bestimmte Umwelterklä- 
rung zu verfassen. 


Ein betriebsextemer, zugelassener Umweltgutachter 
hat die Aufgabe, die Umweltpolitik, das Umweltpro- 
gramm, das Umweltmanagementsystem, die Um- 
weltbetriebsprüfung und die Umwelterklärung auf 
Übereinstimmung mit der Verordnung zu prüfen und 
die Umwelterklärung für gültig zu erklären. 

Die für gültig erklärte Umwelterklärung ist die 
Grundlage für die Eintragung des Betriebsstandortes 
in ein Register. Eingetragene Unternehmen sind da- 
nach berechtigt, das Umweltzeichen zur nicht-pro- 
duktbezogenen Werbung zu verwenden. 

Die dargestellten Regelungen der Verordnung gelten 
unmittelbar und bedürfen keiner Umsetzung oder 
Ausfüllung in den Mitgliedstaaten. 

2. Regelungsaufträge der Verordnung (EWG) 

Nr. 1836/93 an die Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 

Abweichend von der Mehrzahl der Vorschriften ent- 
hält die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 im Hinblick 
auf die Zulassung von Umweltgutachtem und Um- 
weltgutachterorganisationen, die Aufsicht über die 
gutachterliche Tätigkeit und die Eintragung geprüf- 
ter Betriebsstandorte kein unmittelbar ausführungs- 
fähiges Recht, sondern ist auf eine Ausfüllung durch 
die Mitgliedstaaten angelegt. 

Artikel 6 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 („Die Mitgliedstaaten regeln die Zulas- 
sung unabhängiger Umweltgutachter und die Auf- 
sicht über ihre Tätigkeit") gibt den Mitgliedstaaten 
den Auftrag, die Zulassung von Umweltgutachtem 
und die Aufsicht über ihre Tätigkeit zu regeln. Dieser 
Regelungsauftrag umfaßt materielle und formelle 
Anforderungen. 

Materielle Zulassungskriterien sind nach Anhang III 
Buchstabe A Nr. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 Fachkunde, Unabhängigkeit und Zuverlässigkeit 
(„Integrität"). Der Inhalt dieser materiellen Zulas- 
sungskriterien ist ausfüllungsbedürftig. 

Es wird nicht bestimmt, unter welchen Voraussetzun- 
gen die Fachkunde (Ausbildungsniveau zukünftiger 
Umweltgutachter; Fachrichtungen von Bildungsab- 
schlüssen; berufliche Erfahrung) sowie die Zuverläs- 
sigkeit und Unabhängigkeit von Umweltgutachtem 
anzunehmen sind. 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 haben die 
Mitgliedstaaten auch zu regeln, unter welchen Vor- 
aussetzungen Umweltgutachterorganisationen (Arti- 
kel 2 Buchstabe m der Verordnung [EWG] Nr. 1836/ 
93) zuzulassen sind. Offengelassen wird, welche 
Arten von Personenmehrheiten unter den Begriff der 
„Organisation" fallen. Ferner bestimmt Anhang III 
Buchstabe A Nr. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 nicht, welche Personen einer Umweltgutachter- 
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Organisation die erforderlichen Fachkundeanforde- 
rungen für Umweltgutachter erfüllen müssen und 
wie die materiellen Anforderungen bei Umweltgut- 
achterorganisationen zu prüfen sind. 

Der aufgezeigte Rahmencharakter der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 zur Zulassung von Umweltgut- 
achtem und Umweltgutachterorganisationen be- 
gründet weiterhin die Regelungsbedürftigkeit der 
Aufsicht über die Gutachtertätigkeit. Anhang III 
Buchstabe A Nr. 5 enthält hierzu lediglich einige ver- 
fahrensrechtliche Rahmenvorgaben. 

Regelungsbedürftig sind schließlich auch das Prü- 
fungsverfahren (z. B. Prüfung nach Aktenlage, 
schriftliche oder mündliche Fachkundeprüfung) so- 
wie die zuständige Stelle für die Zulassung und Be- 
aufsichtigung von Umweltgutachtem und Umwelt- 
gutachterorganisationen. 

Zur Eintragung geprüfter Standorte in ein Verzeich- 
nis gibt Artikel 18 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 den Mitgliedstaaten den Auftrag, die zuständigen 
Stellen zu benennen, ihre Unabhängigkeit und Neu- 
tralität zu gewährleisten, die einheitliche Anwen- 
dung der Verordnung sicherzustellen und insbeson- 
dere Verfahren für die Berücksichtigung von Bemer- 
kungen der betroffenen Parteien zu den eingetrage- 
nen Standorten und zur Streichung oder vorüberge- 
henden Aufhebung der Eintragung vorzusehen. 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben 
daher jeweils entsprechende Zulassungs-, Aufsichts- 
und Registrierungssysteme zu schaffen. 

Diesen Regelungen kommt im Verordnungssystem 
eine Schlüsselfunktion zu. Die Befugnis zur Verwen- 
dung des Umweltzeichens und damit die Erlangung 
der mit dem Zeichen verbundenen Vorteile für die 
Unternehmen beruht auf der Feststellung des Um- 
weltgutachters, daß die Angaben der Umwelt er klä- 
rung „zuverlässig" sind und daß die Umwelterklä- 
rung „alle wichtigen Umweltfragen (des Standortes) 
in angemessener Weise berücksichtigt" (Artikel 4 
Abs. 5 der Verordnung [EWG] Nr. 1836/93). Diese 
Prüfung des Umweltgutachters ist mit großen Beur- 
teilungsspielräumefi verbunden. Die Bonität des Um- 
weltzeichens wird daher entscheidend davon abhän- 
gen, daß das System für die Zulassung von Umwelt- 
gutachtem wirksam ist und von allen Beteiligten ak- 
zeptiert wird. 

Erhebliche Bedeutung für das Gemeinschaftssystem 
über das Umweltmanagement und die Umweltbe- 
triebsprüfung hat auch die Registrierung geprüfter 
Betriebsstandorte. Nach Artikel 8 Abs. 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 hat die Registrierungsstelle 
die Eintragung des Standortes abzulehnen oder vor- 
übergehend aufzuheben, wenn sie von der Umwelt- 
behörde von einem Verstoß gegen einschlägige Um- 
weltvorschriften am Standort unterrichtet wird. Die 
Art und Weise des Zusammenwirkens zwischen den 
Registrierungsstellen und den Umweltbehörden wird 
daher ebenfalls maßgeblich für die Bonität und Aus- 
sagekraft des Umweltzeichens sein; dieses darf nach 
dem Verordnungssystem nur von Standorten ver- 
wendet werden, die die einschlägigen Umweltvor- 
schriften tatsächlich einhalten. 


II. Verfassungsrechtliche Grundlagen des Gesetzes 

1 . Erforderlichkeit der gesetzlichen Regelung 

Die Zulassung von Umweltgutachtem und Umwelt- 
gutachterorganisationen und die Aufsicht über die 
gutachterliche Tätigkeit sind Eingriffe in die Berufs - 
freiheit nach Artikel 12 GG und bedürfen daher einer 
gesetzlichen Regelung. Durch die Zulassung als Um- 
weltgutachter werden Vorteile im beruflichen Wett- 
bewerb für diejenigen geschaffen, die im betriebli- 
chen Umweltschutz bereits tätig sind oder tätig wer- 
den wollen. Derartige die Verdienstmöglichkeiten 
und Wettbewerbschancen beeinflussende Maßnah- 
men des Staates sind als Berufsausübungsregelung 
anzusehen (BVerfGE 86, 28 [38, 39]). Ebenso stellt 
die Aufsicht über zugelassene Umweltgutachter ei- 
nen Eingriff in die Freiheit der Berufsausübung dar. 
Der Umweltgutachter wird zwar nicht an der Auf- 
nahme der beruflichen Betätigung gehindert. Er un- 
terliegt aber Kontrollen über die Qualität der vorge- 
nommenen Begutachtungen. 

Darüber hinaus führen die nach Artikel 8 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 mögliche Verweigerung der 
Eintragung oder die Streichung aus dem Register, 
die jeweils mit der Aberkennung des Umweltzei- 
chens nach Artikel 10 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 verbunden sind, zu erheblichen Beein- 
trächtigungen der Wettbewerbsfähigkeit eines Un- 
ternehmens und können damit die Substanz des Un- 
ternehmens beeinträchtigen. Dies stellt einen Ein- 
griff in den eingerichteten und ausgeübten Gewer- 
bebetrieb dar, der nach herrschender Meinung durch 
Artikel 14 GG geschützt wird (BGH NJW 1980, 2457; 
vgl. Jarass, in: Jarass/Pieroth, Grundgesetz-Kom- 
mentar, 3. Auflage, 1995, Artikel 14 Rdn. 8). Diese 
Maßnahmen bedürfen nach Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 
GG der gesetzlichen Regelung. 

2. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Der Bund besitzt die konkurrierende Gesetzge- 
bungskompetenz für die Regelung der materiellen 
Anforderungen an die Zulassung und die Beaufsich- 
tigung von Umweltgutachtem und für die Registrie- 
rung geprüfter Betriebsstandorte. Maßgebend bei 
der Umsetzung von EG -Recht sind die allgemeinen 
Kompetenztitel des Grundgesetzes. Mit der Zulas- 
sung und Beaufsichtigung von Umweltgutachtem 
und mit der Registrierung geprüfter Betriebsstand- 
orte wird das Ziel der Verordnung, die kontinuierli- 
che Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes 
zu fördern (Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung [EWG] 
Nr. 1836/93), verwirklicht. Bei der Verbesserung des 
betrieblichen Umweltschutzes geht es um die Umset- 
zung der in Anhang I Buchstabe C der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 genannten Gesichtspunkte wie 
die Verringerung von nachteiligen Umweltauswir- 
kungen, Energieeinsparung, Wasserbewirtschaftung 
und -einsparung, Abfallwirtschaft oder Verringerung 
von Lärmbelästigungen. Vor dem Hintergrund dieser 
Zielsetzung ergibt sich eine Gesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes aus den unterschiedlichen umwelt- 
rechtlichen Kompetenztiteln der Artikel 74 Nr. 11a, 
24 und Artikel 75 Nr. 3 und 4 GG. Hinzu kommt die 
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Kompetenz aus dem Recht der Wirtschaft nach 
Artikel 74 Nr. 11 GG. 

Die Befugnis zur bundeseigenen Verwaltung bei An- 
gelegenheiten, für die dem Bund die Gesetzgebung 
zusteht, folgt aus Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG. Dar- 
über hinaus kann der Bund nach Artikel 84 Abs. 1 
GG zur Ausführung von Bundesgesetzen durch die 
Länder mit Zustimmung des Bundesrates die Einrich- 
tung der Behörden und das Verwaltungsverfahren 
regeln. 

III. Rechtsvorschriften zur Ausführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 

Die Rechtsvorschriften zur Ausführung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 bestehen aus dem Gesetz 
und vier Begleitverordnungen. Die wesentlichen Re- 
gelungen zum Zulassungs-, Aufsichts- und Registrie- 
rungsverfahren trifft das Gesetz selbst. Darüber hin- 
aus sind vier Begleitverordnungen vorgesehen, um 
das Gesetz von Detailregelungen zu entlasten; 

(1) Rechtsver ordnung zur entsprechenden Anwen- 
dung der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 auf Unter- 
nehmensbereiche, die vom Gemeinschaftssystem 
nicht erfaßt sind, Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 in Verbindung mit § 3. 

(2) Rechtsverordnung zur Durchführung des Zulas- 
sungs- und Aufsichtsverfahrens, Artikel 6 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 in Verbindung mit 
§ 11 Abs. 5 Nr. 1 und 2 und § 20; 

(3) Rechtsverordnung zur Beleihung der „Deut- 
schen Akkreditierungs- und Zulassungsgesellschaft 
für Umweltgutachter mbH' 1 (DAU) mit den Aufgaben 
der Zulassungsstelle; Artikel 6 Abs. 1 und Artikel 18 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 in Verbin- 
dung mit § 28; 

(4) Rechtsverordnung über die Gebühren für Amts- 
handlungen der Zulassungsstelle und des Wider- 
sprachsausschusses, Artikel 11 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 in Verbindung mit § 36 Abs. 2. 

IV. Konzeption des Gesetzes 

für die Zulassung von Umweltgutachtem 
und Umweltgutachterorganisationen 

1. Grundlagen 

a) Anforderungen der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 

Anhang III Buchstabe A Nr. 1 und 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 setzt voraus, daß zugelassene 
Umweltgutachter über die erforderliche Unabhän- 
gigkeit, Zuverlässigkeit („Integrität") und Fachkun- 
de verfügen. Dabei sind die Anforderungen an die 
Fachkunde des Umweltgutachters durch eine hohe 
Komplexität der gutachterlichen Tätigkeit gekenn- 
zeichnet. Bei der Ausgestaltung der nach der Verord- 
nung möglichen Zulassungen sind sowohl der Um- 
fang der von der Verordnung erfaßten Untemeh- 
mensbereiche als auch der fachübergreifende Cha- 
rakter der gutachterlichen Tätigkeit innerhalb des je- 
weiligen Untemehmensbereiches zu berücksichti- 
gen. 


Die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 erfaßt als Unter- 
nehmensbereiche das gesamte industriell und hand- 
werklich verarbeitende Gewerbe, den gesamten 
Bergbau und die Gewinnung von Steinen und Erden 
sowie die Tätigkeiten der Energie- und Abfallwirt- 
schaft (Artikel 2 Buchstabe i). 

Darüber hinaus setzt die gutachterliche Tätigkeit 
ausreichende Fachkenntnisse über Methodik und 
Durchführung der Umweltbetriebsprüfung, betriebli- 
ches . Umweltmanagement, betriebsbezogene Um- 
weltangelegenheiten, technische Zusammenhänge 
des betrieblichen Umweltschutzes sowie das Recht 
des betrieblichen Umweltschutzes voraus (Anhang III 
Buchstabe A Nr. 1 der Verordnung [EWG] Nr. 1836/93). 

Schließlich muß der Umweltgutachter aufgrund sei- 
nes Ausbildungsniveaus, seiner Qualifikation in den 
relevanten Fachgebieten und seiner praktischen Er- 
fahrung zur Ausübung der gutachterlichen Tätigkeit 
befähigt sein. 

Die gutachterliche Tätigkeit nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 weist also aufgrund der großen 
Zahl der einbezogenen Untemehmensb er eiche, der 
unterschiedlichen Fachgebiete und der Tiefe des von 
dem Umweltgutachter geforderten Wissens ein aus- 
gesprochen hohes Maß an Komplexität auf. Diese 
Komplexität ist bei der Ausgestaltung der Zulas- 
sungsanforderungen für Umweltgutachter zu be- 
rücksichtigen. 

b) Regelungsvorbüder 

Innerhalb des von der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 vorgegebenen Regelungsspielraumes können sich 
die Fachkundeanforderungen für Umweltgutachter 
an „Regelungsvorbildem" im innerstaatlichen Recht 
orientieren. In Betracht kommen hier insbesondere 
die Vorschriften über die Betriebsbeauftragten für 
Umweltschutz. So ähneln beispielsweise die Aufga- 
ben des Immissionsschutzbeauftragten nach § 54 
BImSchG teilweise den Prüfungsaufgaben des Um- 
weltgutachters. Allerdings gehen die Prüfungsaufga- 
ben des Umweltgutachters über den Aufgabenbe- 
reich des Immissionsschutzbeauftragten hinaus, da 
der Prüfungsbereich des Umweltgutachters sich auf 
alle Umweltmedien und auf den Betriebsstandort ins- 
gesamt bezieht; ferner muß der Umweltgutachter 
über besondere Managementkenntnisse und über 
Prüfungsmethoden der Umweltbetriebsprüfung ver- 
fügen. Daher dürften die Fachkimdeanforderungen 
für Umweltgutachter nicht niedriger sein als die für 
Immissionsschutzbeauftragte . 

Neben dem Immissionsschutzrecht enthält die Wirt- 
schaftsprüferordnung eine Reihe von Regelungsvor- 
bildem für die Konzeption des Gesetzes. Dort finden 
sich Lösungsansätze z. B. für die Konkretisierung von 
Unabhängigkeitsanforderungen und für die Zulas- 
sung von Organisationen, die auf einem jahrzehn- 
| tealten Erfahrungsschatz dieses Berafsstandes beru- 
hen. 

2. Zulassung von Einzelpersonen 

Entsprechend den Vorgaben der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 geht das Gesetz für die Zulassung von 
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Einzelpersonen als Umweltgutachter (§ 9) davon aus, 
daß diese umfassend alle von der Verordnung gefor- 
derten Fachgebiete (Methodik und Durchführung 
der Umweltbetriebsprüfung, betriebliches Manage- 
ment, betriebsbezogene Umweltangelegenheiten, 
technische Zusammenhänge des betrieblichen Um- 
weltschutzes, Rechtsvorschriften und Normen des 
betrieblichen Umweltschutzes) beherrschen müssen; 
hier läßt die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 keinen 
Gestaltungsspielraum. Allerdings wird es Einzelper- 
sonen, die in sämtlichen Untemehmensbereichen 
nach der Verordnung fachkundig sind, nicht geben. 
Daher wird im Gesetz vorgesehen, daß die Zulassung 
von Einzelpersonen auf einzelne Untemehmensbe- 
reiche oder auf Teile eines Untemehmensbereichs 
begrenzt werden kann. 

Praktischen Bedürfnissen entspricht darüber hinaus 
die Erteilung von Fachkenntnisbescheinigungen an 
Einzelpersonen (§ 8), die aber nicht zu einer eigen- 
verantwortlichen Gutachtertätigkeit im Sinne der 
Verordnung, sondern (lediglich) zur Wahrnehmung 
von fachlichen Teilprüfungen unter Mitwirkung ei- 
nes Umweltgutachters berechtigt. Inhaber von Fach- 
kenntnisbescheinigungen müssen auf mindestens ei- 
nem der Fachgebiete Methodik und Durchführung 
der Umweltbetriebsprüfung, betriebliches Manage- 
ment, betriebsbezogene Umweltangelegenheiten, 
technische Zusammenhänge des betrieblichen Um- 
weltschutzes oder Rechtsvorschriften und Normen 
des betrieblichen Umweltschutzes die erforderlichen 
Fachkenntnisse nachweisen. Mit der Fachkenntnis- 
bescheinigung wird der Bedarf nach Spezialisten bei 
gutachterlichen Prüfungen im Rahmen des Gemein- 
schaftssystems über das Umweltmanagement und 
die Umweltbetriebsprüfung gedeckt. 

Ferner gibt das Gesetz die Möglichkeit, daß zugelas- 
sene Einzelgutachter ihr Handlungsfeld über den Be- 
reich der eigenen Fachkunde hinaus auf weitere Un- 
temehmensbereiche erstrecken, indem sie Personen 
mit den erforderlichen Bescheinigungen und Qualifi- 
kationsnachweisen anstellen („Baukastensystem"). 
Die Gesamtverantwortung bei der Gültigkeitserklä- 
rung von Umwelterklärungen trägt der zugelassene 
Einzelgutachter. Faktisch handelt es sich um eine 
Personenmehrheit; rechtlich liegt die Befugnis zur 
Gültigkeitserklärung jedoch nicht bei diesem Perso- 
nenverband als solchem, sondern bei dem zugelasse- 
nen Einzelgutachter. Falls der Personenverband als 
solcher - losgelöst vom Einzelgutachter - die Befug- 
nis zur Gültigkeitserklärung erhalten soll, ist eine Zu- 
lassung als Umweltgutachterorganisation erforder- 
lich. 

3. Zulassung von Umweltgutachterorganisationen 

a) Anforderungen der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 

Die von der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 vorgese- 
hene Zulassung als Umweltgutachterorganisation 
trägt der Vielzahl von Untemehmensbereichen und 
Fachgebieten Rechnung, in denen gutachterliche Tä- 
tigkeiten durchgeführt werden müssen. Gleichzeitig 
ermöglicht die Vorhaltung der erforderlichen perso- 
nellen und sächlichen Voraussetzungen in Umwelt- 


gutachterorganisationen die Begutachtung von 
Großstandorten. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 überläßt aller- 
dings die Regelung, welche Arten von Personen- 
mehrheiten unter den Begriff der „Organisation" fal- 
len, den Mitgliedstaaten. Ebenfalls wird nicht be- 
stimmt, welche Personen einer Umweltgutachteror- 
ganisation die für die gutachterliche Tätigkeit erfor- 
derlichen Fachkundeanforderungen erfüllen müs- 
sen. 

b) Regelungsmodell 

aa) Bei der Entscheidung der Frage, welche Arten 
von Personenmehrheiten unter den Begriff der 
„ Umweltgutachterorganisation " fallen, sind 
rechtsfähige und nicht rechtsfähige Personen- 
mehrheiten in Betracht zu ziehen. Damit eine 
Umweltgutachterorganisation als Personenver- 
band („als solche") und nicht lediglich die der 
Organisation zugehörigen Einzelpersonen eine 
Umwelterklärung gemäß Artikel 4 Abs. 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 für gültig erklä- 
ren können, legt das Gesetz die erste Alternative 
zugrunde und räumt nur eingetragenen Ver- 
einen, Aktiengesellschaften, Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien, Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung, offenen Handelsgesellschaf- 
ten, Kommanditgesellschaften und Partner- 
schaftsgesellschaften die Möglichkeit ein, die 
Zulassung als Umweltgutachterorganisation zu 
erwerben (§ 2 Abs. 3). Nach deutschem Recht 
können diese Organisationen (als solche) Zu- 
ordnungssubjekte von Rechten und Pflichten 
sein und sind im Verwaltungsverfahren be- 
teiligungsfähig, § 11 Nr. 2 VwVfG. Diese Re- 
gelung entspricht den Anerkennungsvorausset- 
zungen für Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(§ 27 WPO). 

bb) Unterschiedliche Regelungsmodelle gibt es auch 
bei der Frage, welche Personen einer Umwelt- 
gutachterorganisation die erforderlichen Fach- 
kundeanforderungen erfüllen müssen. In Be- 
tracht kommt zum einen, die Zulassung als Um- 
weltgutachterorganisation nur zu erteilen, wenn 
eine Mindestanzahl der persönlich haftenden 
Gesellschafter oder Partner oder der Mitglieder 
des Vorstandes oder der Geschäftsführer als Um- 
weltgutachter zugelassen sind. Der Umfang der 
Zulassung der Umweltgutachterorganisation 
würde in diesem Fall der Summe der Einzelzu- 
lassungen der Umweltgutachter entsprechen, 
die der Leitung der Organisation angehören. 
Dieses Regelungsmodell gilt für die Anerken- 
nung von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(§ 28 WPO). Möglich wäre andererseits auch, die 
Zulassung einer Umweltgutachterorganisation 
(lediglich) davon abhängig zu machen, daß 
durch aufbau- und ablauforganisatorische Maß- 
nahmen gewährleistet wird, daß qualifizierte Be- 
gutachtungsteams zur Verfügung stehen. Diese 
Organisationsanforderungen sind bei der Akkre- 
ditierung von Zertifizierungsstellen für Quali- 
tätsmanagementsysteme gebräuchlich. 
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cc) Das Gesetz legt weder das Modell der Wirt- 
schaftsprüferordnung noch das Modell aus der 
Qualitätssicherung zugrunde, sondern geht ei- 
nen mittleren Weg. Es knüpft an die Qualifikatio- 
nen einzelner Personen in der Umweltgutachter- 
organisation an, läßt dabei aber Qualifikationen 
in unterschiedlichem Maß (Zulassungen als Um- 
weltgutachter, § 9, Fachkenntnisbescheinigun- 
gen, § 8, sonstige Qualifikationsnachweise, § 13) 
und unabhängig von der Leitungsebene der Or- 
ganisation ausreichen. Auf diese Weise wird ein 
Höchstmaß an Flexibilität für Umweltgutachter- 
organisationen erreicht. Denn es werden nicht 
bestimmte aufbau- und ablauforganisatorische 
Strukturen durch die Zulassung festgeschrieben. 
Da diese Strukturen sich laufend an neue Pro- 
blemlagen anpassen müssen, ist ein Regelungs- 
modell vorzuziehen, das an persönliche Qualifi- 
kationsmerkmale anknüpft und diese unabhän- 
gig von sich wandelnden Organisationsstruktu- 
ren durch personenbezogene Zulassungen und 
Bescheinigungen formalisiert. 

Diese Formalisierung ist zugleich Voraussetzung 
für ein effizientes Registrierungssystem. Denn 
die Registrierungsstelle kann sich bei Eintragun- 
gen auf die formale Prüfung beschränken, ob die 
Gültigkeitserklärung einer Umwelterklärung von 
Organisationsangehörigen gezeichnet ist, die 
über die erforderliche Zulassung oder Bescheini- 
gung verfügen. 

Die Verknüpfung von Gutachtertätigkeiten mit 
der Registereintragung ist eine Besonderheit des 
Gemeinschaftssystems, die sich in herkömmli- 
chen Zertifizierungsbereichen nicht findet und 
ein hohes Maß an Formalisierung verlangt. 

4. Verfahren 

Das Gesetz unterscheidet beim Zulassungsverfahren 
zwischen der Zulassung von Einzelpersonen (Um- 
weltgutachter; Inhaber von Fachkenntnisbescheini- 
gungen) und Umweltgutachterorganisationen. 

Bei der Zulassung von Einzelpersonen folgt das Ge- 
setz weder dem strengen Verfahrensmodell der Wirt- 
schaftsprüferordnung, die einzelne mit einem Ver- 
waltungsakt abschließende Verfahrensschritte (Zu- 
lassung zur Prüfung, Durchführung der Prüfung, Be- 
stellung) vorsieht noch sieht es - das andere Extrem - 
eine reine Prüfung nach Aktenlage vor. Das Gesetz 
beschreitet vielmehr einen Mittelweg für ein einheit- 
liches Verwaltungsverfahren, das auf Antrag einge- 
leitet wird, eine mündliche Prüfung als unselbständi- 
gen Teil des Zulassungsverfahrens enthält und mit 
der Zulassung als dem das Verwaltungsverfahren be- 
endenden Verwaltungsakt abschließt (§§ 11 und 12). 
Soweit nichts anderes vorgesehen ist, richtet sich das 
Zulassungsverfahren nach dem Verwaltungsverfah- 
rensgesetz. 

Das Zulassungsverfahren für Umweltgutachterorga- 
nisationen (§ 10) setzt die Erteilung von Zulassungen 
und Fachkenntnisbescheinigungen an Einzelperso- 
nen voraus und kann sich daher weitgehend auf ein 
schriftliches Verfahren beschränken. 


V. Konzeption der Aufsicht über Umweltgutachter, 
Umweltgutachterorganisationen und Inhaber 
von Fachkenntnisbescheinigungen 

L Gegenstand der Aufsicht 

Nach Artikel 6 Abs. 1 i. V. m. Anhang III Buchstabe A 
Nr. 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 haben die 
Mitgliedstaaten das Fortbestehen der Zulassungsan- 
forderungen von Umweltgutachtem sowie die Quali- 
tät der vorgenommenen Begutachtungen zu über- 
prüfen. Das Gemeinschaftsrecht enthält nur punktu- 
elle Regelungen zur Aufsicht. Einzelheiten haben die 
Mitgliedstaaten zu regeln. 

Das Gesetz sieht dementsprechend eine regelmäßige 
Überprüfung der Zulassungen von Umweltgutach- 
tem und Umweltgutachterorganisationen, der Fach- 
kenntnisbescheinigungen sowie die Überprüfung 
der Qualität der vorgenommenen Begutachtungen 
vor (§ 15 Abs. 1). Um diese Aufsicht zu ermöglichen, 
regelt das Gesetz Aufbewahrungspflichten für be- 
stimmte Dokumente, Mitteilungs- und Vorlagepflich- 
ten und das Recht zum Betreten der Geschäftsräume 
der zu überprüfenden Personen und Organisationen 
durch die Prüfer der Zulassungsstelle (§ 15 Abs. 2 
und 4). 

2. Aufsichtsmaßnahmen 

Die Zulassungsstelle wird ermächtigt, zur Erfüllung 
der für Umweltgutachter, Umweltgutachterorganisa- 
tionen und Inhaber von Fachkenntnisbescheinigun- 
gen geltenden Anforderungen und Pflichten die er- 
forderlichen Anordnungen zu treffen und ggf. Unter- 
sagungen auszusprechen (§ 16). Die Voraussetzun- 
gen für Rücknahme und Widerruf von Zulassungen 
und Fachkenntnisbescheinigungen sind in Anleh- 
nung an § 20 WPO geregelt (§ 17). 

3. Aufsicht über Umweltgutachter 

und Umweltgutachterorganisationen aus anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 sieht in Artikel 6 
Abs. 7 vor, daß Umweltgutachter und Umweltgutach- 
terorganisationen aus Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union die Ausübung ihrer Tätigkeit in an- 
deren Mitgliedstaaten zuvor „notifizieren" müssen 
und daß sie der Aufsicht der Zulassungsstelle des 
Mitgliedstaats, in dem sie die Tätigkeit ausüben, un- 
terliegen. Dementsprechend sind die Aufsichtsinstru- 
mente für inländische Umweltgutachter und Um- 
weltgutachterorganisationen auch auf Umweltgut- 
achter/-organisationen aus anderen Mitgliedstaaten 
anzuwenden. 


VI. Organisationsstruktur für die Zulassung 
und Beaufsichtigung von Umweltgutachtem 
und Umweltgutachterorganisationen 

1. Elemente der Organisationsstruktur 

Das Gesetz sieht folgende Organisationsstruktur für 
die Zulassung und Beaufsichtigung von Umweltgut- 
achtem und Umweltgutachterorganisationen vor: 
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a) Zulassungs- und Aufsichtsstelle 

Mit der Zulassung und Beaufsichtigung von Umwelt- 
gutachtem und Umweltgutachterorganisationen 
wird eine geeignete juristische Person des Privat- 
rechts beliehen{§ 28). 

Für diese Aufgabe haben der Bundesverband der 
Deutschen Industrie, der Deutsche Industrie- und 
Handelstag, der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks und der Bundesverband der Freien Beru- 
fe die „Deutsche Akkreditierungs- und Zulassungs- 
gesellschaft für Umweltgutachter mbH“ (DAU) mit 
Sitz in Bonn gegründet. Diese Gesellschaft soll durch 
Rechtsverordnung nach § 28 beliehen werden. Auf 
diese Weise wird ein wirtschaftsnahes Zulassungs- 
und Aufsichtssystem geschaffen, das dem freiwilli- 
gen Charakter der Teilnahme am Gemeinschaftssy- 
stem Rechnung trägt. 

b) Umweltgutachterausschuß 

Beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit wird ein Umweltgutachteraus- 
schuß gebildet (§21). Der Umweltgutachterausschuß 
hat die Aufgabe, auf der Grundlage der Anforderun- 
gen des Gesetzes Richtlinien für die Prüfung der Zu- 
lassung von Umweltgutachtem sowie Ermessensleit- 
linien für die Aufsicht über zugelassene Umweltgut- 
achter festzulegen. Der Umweltgutachterausschuß 
erstellt eine Prüferliste für die Prüfungsausschüsse 
der Zulassungsstelle und spricht Empfehlungen für 
die Besetzung des Widerspruchsausschusses mit Bei- 
sitzern aus. 

Der Umweltgutachterausschuß ist aus fünf Gruppen 
(„Bänken") zusammengesetzt: Wirtschaft, Umwelt- 
gutachter, Bund und Länder, Gewerkschaften und 
Umweltverbände. Er stellt rechtlich eine teilrechtsfä- 
hige Körperschaft des öffentlichen Rechts dar. 

c) Widerspruchsausschuß 

Darüber hinaus wird beim Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ein Wi- 
derspruchsausschuß eingerichtet, der über Wider- 
sprüche gegen Verwaltungsakte der Zulassungs stel- 
le entscheidet (§ 24 Abs. 1). 

d) Aufsicht über Zulassungsstelle 
und Umweltgutachterausschuß 

Die Zulassungsstelle und der Umweltgutachteraus- 
schuß unterliegen der Aufsicht des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (§§ 29 und 27). 

2. Funktionsweise 

Die Zulassung und Beaufsichtigung von Umweltgut- 
achtem und Umweltgutachterorganisationen beruht 
auf dem Zusammenspiel der beliehenen Zulassungs- 
stelle und dem Umweltgutachterausschuß. Dieser 
hat nicht nur beratende Aufgaben gegenüber der 
Zulassungsstelle, sondern nimmt als teilrechtsfähige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts durch Erlaß von 
Prüfungs- und Ermessensrichtlinien verwaltungsin- 


tem Lenkungsaufgaben gegenüber der Zulassungs- 
stelle wahr. Diese Richtlinien stellen rechtlich allge- 
meine Verwaltungs Vorschriften nach Artikel 86 Satz 1 
GG dar, deren Erlaß das Gesetz dem Umweltgutach- 
terausschuß übertragen hat. 

Der pluralistisch besetzte Umweltgutachterausschuß 
legt nach den Vorgaben der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 und dieses Gesetzes sowie auf der 
Grundlage von Erfahrungsberichten der Zulassungs- 
stelle über die Zulassungs- und Aufsichtstätigkeit 
(§21 Abs. 2) branchen- und fachspezifische Anfor- 
derungen für die Zulassung und Beaufsichtigung 
von Umweltgutachtem im einzelnen fest. Der Zulas- 
sungsstelle ihrerseits werden das Recht und die 
Pflicht eingeräumt, gegenüber dem Umweltgutach- 
terausschuß zu der Praktikabilität und dem Anpas- 
sungsbedarf im Hinblick auf die vom Umweltgut- 
achterausschuß erlassenen Zulassungs- und Auf- 
sichtsrichtlinien Stellung zu nehmen (§ 21 Abs. 2). 
Die Richtlinienkompetenz des Umweltgutachteraus- 
schusses und die Berichtspflichten der beliehenen 
Zulassungsstelle begründen insoweit ein sich opti- 
mierendes System der Zulassung und Beaufsichti- 
gung von Umweltgutachtem, bei dem sich der Staat 
weitgehend einer immittelbaren fachlichen Ein- 
flußnahme enthält und sich auf die Aufsicht be- 
schränkt. 

Diese Organisationsstruktur sichert dem EG -rechtli- 
chen Gemeinschaftssystem die erforderliche Akzep- 
tanz bei den Unternehmen und in der Öffentlichkeit, 
aber auch die gebotene Neutralität. 


VII. Konzeption der Registrierung 
von geprüften Betriebsstandorten 

1. Zuständigkeit für die Registrierung 

Die Aufgabe der Registrierung geprüfter Betriebs- 
standorte wird den Industrie- und Handelskammern 
und den Handwerkskammern übertragen (§ 32 
Abs. 1). Die Kammern eines Landes werden er- 
mächtigt, die Registrierungsaufgabe ganz oder teil- 
weise einer einzigen Kammer zu übertragen (§ 32 
Abs. 3). 

2. Voraussetzungen der Registrierung 

Die materiellen Eintragungs- und Löschungsvoraus- 
setzungen sind in Artikel 8 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 weitgehend abschließend geregelt. 
Artikel 18 Abs. 2 der Verordnung beauftragt jedoch 
die Mitgliedstaaten, auf eine einheitliche Anwen- 
dung der Registrierungsvorschriften zu achten und 
insbesondere Verfahren für die Berücksichtigung 
von Bemerkungen der betroffenen Parteien zu den 
eingetragenen Standorten und zur Streichung oder 
vorübergehenden Aufhebung der Eintragungen ei- 
nes Standorts vorzusehen. 

In diesem EG -rechtlichen Rahmen beschränkt sich 
das Gesetz auf einige punktuelle Konkretisierungen 

- der Glaubhaftmachung im Sinne des Artikels 8 
Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, 
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daß der Standort alle Bedingungen der Verord- 
nung erfüllt (§ 33 Abs. 1), 

- der Beteiligung von Umweltbehörden (§ 33 Abs. 2 
und § 34 Satz 1) und 

- der Anhörung der betroffenen Parteien durch die 
zuständige Umweltbehörde vor der Entscheidung 
über die Streichung oder vorübergehende Aufhe- 
bung einer Registereintragung (§ 33 Abs. 3 und 
§ 34 Satz 1). 

Einzelheiten der verfahrensmäßigen Abwicklung 
von Eintragungen und Löschungen im Register, ein- 
schließlich der Kosten, sind von den Industrie- und 
Handelskammern und den Handwerkskammern 
durch Satzung zu regeln (§§ 35 und 36 Abs. 3). 


VIII. Kosten 

Durch das Zulassungs-, Aufsichts- und Registrie- 
rungssystem werden Verwaltungskosten verursacht, 
die aber nur zum geringen Teil vom Bund zu tragen 
sind. 

1. Art der Kosten 

Das Zulassungs-, Aufsichts- und Registrierungssy- 
stem verursacht für den Bund und die in das System 
einbezogene Wirtschaft Verwaltungsaufwand durch 
die Bereitstellung von Verwaltungsmitfeln personel- 
ler und sächlicher Art für die Einrichtung und Unter- 
haltung 

- der Zulassungsstelle (§ 28), 

- der Geschäftsstelle des Umweltgutachteraus- 
schusses (§ 26) und 

- des Widerspruchsausschusses (§ 24). 

Verwaltungsaufwand aufgrund der Durchführung 
von Verwaltungsverfahren wird entstehen durch 

- Zulassungs- und Bescheinigungsverfahren (§ 11), 

- Aufsichtsverfahren (§ 20), 

- Widerspruchsverfahren (§ 25) sowie 

- die Registrierung von Umweltgutachtem, Umwelt- 
gutachterorganisationen und Inhabern von Fach- 
kenntnisbescheinigungen (§ 14) und von geprüf- 
ten Betriebsstandorten (§§ 32ff.). 

2. Kostenträger 

Die vom Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit beliehene juristische 
Person des Privatrechts wird den personellen und 
sächlichen Verwaltungsaufwand für die Einrichtung 
und Unterhaltung der Zulassungss teile, für die Ein- 
berufung der Prüfungsausschüsse sowie der Regi- 
strierung von Umweltgutachtem, Umweltgutachter- 
organisationen und Inhabern von Fachkenntnisbe- 
scheinigungen selbst tragen. Sie kann den Verwal- 
tungsaufwand aus dem Gebührenaufkommen (§ 36 
Abs. 2) decken. 

Der Verwaltungsaufwand für die Registrierung von 
geprüften Betriebsstandorten ist von den Kammern 
zu tragen. Die Kammern finanzieren den Verwal- 


tungsaufwand für diese Aufgaben aus Gebühren, de- 
ren Höhe durch Satzung bestimmt wird (§ 36 Abs. 3). 

Auf den Bund entfällt der Verwaltungsaufwand für 
die Einrichtung und Unterhaltung des Widerspruchs- 
ausschusses und der Geschäftsstelle des Umweltgut- 
achterausschusses sowie für die Durchführung der 
Widerspruchsverfahren. Die Kosten des Wider- 
spruchsausschusses und des Widerspruchsverfah- 
rens werden teüweise aus dem Aufkommen der Ge- 
bühren (§ 36 Abs. 2) gedeckt. Darüber hinaus entste- 
hen dem Bund keine Kosten. Die Kosten der ehren- 
amtlichen Mitglieder des Umwelt gutacht erausschus- 
ses werden von den entsendenden Institutionen ge- 
tragen. 

3. Höhe der Kosten für den Bund 

Die vom Bund zu finanzierende Geschäftsstelle des 
Umweltgutachterausschusses ist mit angemessenem 
Personal und Sachmitteln auszustatten. Insgesamt ist 
mit einem durchschnittlichen jährlichen Bedarf von 
etwa 700 000 DM zu rechnen. Allerdings wird der 
Bedarf auch vom Umfang der Zulassungs- und Auf- 
sichtstätigkeit der Zulassungsstelle mitbeeinflußt, 
der sich derzeit nicht sicher abschätzen läßt. Die Hö- 
he der Kosten muß im einzelnen mit den in Frage 
kommenden Trägerorganisationen verhandelt wer- 
den und wird sich an den Selbstkosten orientieren. 
Ober Möglichkeiten zur Deckung zusätzlichen Be- 
darfs wird im Rahmen der Aufstellung des Haushalts 
1996 und der Finanzplanung entschieden werden. 

Die Kosten der Geschäftsstelle des Umweltgutachter- 
ausschusses trägt daher in der Anlaufphase des Zu- 
lassungs- und Aufsichtssystems der Bund. Die Bun- 
desregierung wird auch unter Berücksichtigung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 prüfen, ob und in- 
wieweit eine Kostenbeteiligung der im Umweltgut- 
achterausschuß vertretenen Gruppen vorgesehen 
werden kann. 

Der Widerspruchsausschuß wird im Hinblick auf die 
Wahrnehmung der Geschäftsstellentätigkeit vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit betreut. 


IX. Preiswirkungen 

Durch die Gebühren für Amtshandlungen der Zulas- 
sungsstelle und des Widerspruchsausschusses wer- 
den sich für Antragsteller preisliche Auswirkungen 
ergeben. Diese lassen sich vom Umfang her nicht 
von vornherein quantifizieren. Entsprechende ko- 
stenmäßige Belastungen fallen aber für die Lebens- 
haltung bzw. für die Wirtschaft, gemessen an den 
Gesamtkosten für die Einrichtung von Umweltmana- 
gementsystemen, die nicht durch das Gesetz, son- 
dern durch die Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 verur- 
sacht werden, nicht ins Gewicht. Gleiches gilt inso- 
weit, als der vom Bund einzurichtende Wider- 
spruchsausschuß und die Geschäftsstelle für den 
Umweltgutachterausschuß aus dem allgemeinen 
Steueraufkommen finanziert wird. Auswirkungen 
auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau sind daher nicht zu erwarten. 
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B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Teil 1 (Allgemeine Vorschriften) 

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes) 

Absatz 1 nennt die Regelungsaufträge der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93, um die Verständlichkeit 
des Gesetzes zu erleichtern. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Rechte und Pflichten der 
im Bereich der Bilanzrichtlinie tätigen Abschlußprü- 
fer im Rahmen der Abschlußprüfung unberührt blei- 
ben. 

Zu §2 (Begriffsbestimmungen) 

Absatz 1 faßt den Begriff der „gewerblichen Tätig- 
keit" im Sinne des Artikels 2 Buchstabe i der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 und nicht^gewerbliche 
Tätigkeiten, die im Rahmen des Artikels 14 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 durch Rechtsverordnung 
auf Grund des § 3 in das Gemeinschaftssystem für 
das Umweltmanagement und die Umweltbetriebs- 
prüfung einbezogen werden können, unter dem 
Oberbegriff des „Unternehmens" zusammen. Mit 
dem Begriff des „Unternehmens" wird der Objektbe- 
reich für gutachterliche Tätigkeiten und für die Regi- 
strierung von Betriebsstandorten gekennzeichnet. 

Absätze 2 und 3 unterteilen den Begriff des „zugelas- 
senen Umweltgutachters" im Sinne des Artikels 2 
Buchstabe m der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ter- 
minologisch in den Begriff des „Umweltgutachters" 
als Einzelperson und der „Umweltgutachterorganisa- 
tion" als Personenmehrheit. Diese begriffliche Unter- 
scheidung ist für die Regelung des Zulassungssy- 
stems erforderlich, da die Zulassungsanforderungen 
nach Anhang III Buchstabe A Nr. 1 und 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 für Einzelpersonen und Per- 
sonenmehrheiten unterschiedlich sind (siehe dem- 
entsprechend §§ 9 und 10). 

Damit eine Umwelt gutachterorganisation als Perso- 
nenverband („als solche") und nicht lediglich die der 
Organisation zugehörigen Einzelpersonen eine Um- 
welterklärung gemäß Artikel 4 Abs. 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 für gültig erklären können, 
muß die zugelassene Umweltgutachterorganisation 
als solche Zuordnungssubjekt von Rechten und 
Pflichten - hier: der Befugnis zur Gültigkeitserklä- 
rung von Umwelterklärungen nach Artikel 4 Abs. 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 in Verbindung 
mit § 10 - sein können. Nur dann ist die Organisation 
gemäß § 1 1 Nr. 2 VwVfG auch im Zulassungsverfah- 
ren beteiligungsfähig. Nach Anhang III Buchstabe B 
Nr. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 erfolgt die 
Gutachtertätigkeit auf der Grundlage einer Verein- 
barung des Umweltgutachters mit dem zu prüfenden 
Unternehmen. Vereinbarungen können nach deut- 
schem Recht nur die in Absatz 3 genannten juristi- 
schen Personen des Privatrechts sowie Handels- und 
Partnerschaftsgesellschaften (vgl. § 124 Abs. 1 HGB, 
§ 7 Abs. 2 PartGG) abschließen, nicht dagegen Ge- 
sellschaften des bürgerlichen Rechts und rechtlich 
unselbständige Institute oder Abteilungen von juri- 
stischen Personen des Privatrechts. Demzufolge kön- 


nen auch nur die in Absatz 3 aufgeführten Personen- 
verbände Zuordnungssubjekt von Gutachterzulas- 
sungen nach § 10 sein. 

Zu § 3 (Einbeziehung nichtgewerblicher Bereiche) 

Die Vorschrift greift Artikel 14 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 auf, nach dem auch nichtgewerb- 
liche Tätigkeiten in den Anwendungsbereich des Ge- 
meinschaftssystems für das Umweltmanagement und 
die Umweltbetriebsprüfung einbezogen werden kön- 
nen. 

Absatz 1 Satz 1 enthält eine Verordnungsermächti- 
gung für die Bundesregierung, weitere Unternehmen 
zu bestimmen (z. B. Unternehmen aus dem Dienstlei- 
stungs- und Verkehrsbereich), die an dem Gemein- 
schaftssystem teilnehmen können. Für den Umwelt- 
gutachterausschuß besteht ein Anhörungsrecht. Im 
zweiten Halbsatz wird klargestellt, daß in Rechtsfor- 
men des Privatrechts tätige kommunale Versor- 
gungs- und Entsorgungsuntemehmen, z. B. GmbH's 
und Aktiengesellschaften in kommunalem Besitz, be- 
reits durch Artikel 2 Buchstabe i, 2. Halbsatz der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 erfaßt sind. 

Der Bundesrat muß der Rechtsverordnung gemäß 
Artikel 84 Abs. 1 GG zustimmen, da von einer Aus- 
weitung des Anwendungsbereichs der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 auch die registerführenden Kam- 
mern betroffen sind. 

Satz 2 schreibt vor, daß die Regelungen des Gemein- 
schaftssystems für diese Unternehmen entsprechend 
gelten. 

Absatz 2 verdeutlicht den Inhalt der nach Absatz 1 zu 
erlassenden Rechtsverordnung und trägt damit den 
Bestimmtheitsanforderungen des Artikels 80 GG 
Rechnung. 

Teil 2 (Zulassung von Umweltgutachtern 

und Umweltgutachterorganisationen 
sowie Aufsicht; Beschränkung der Haftung, 
Verwendungsverbote für Teilnahme- 
erklärungen und Graphik) 

Abschnitt 1 : Zulassung 

Zu § 4 (Anforderungen an Umweltgutachter) 

Absatz 1 enthält die Grundsätze für die Ausfüllung 
der erforderlichen Zulassungsanforderungen im 
Sinne des Artikels 6 Abs. 1 in Verbindung mit 
Anhang III Buchstabe A Nr. 1 Abs. 1 und 2 und Nr. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, die im einzelnen 
durch die Regelungen der §§ 5 bis 7 erfolgt. Die in 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 genannte Anfor- 
derung der „Integrität" wird durch den im deutschen 
Recht üblichen Begriff der „Zuverlässigkeit" wieder- 
gegeben. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Tätigkeit als Umweltgut- 
achter keine gewerbsmäßige Tätigkeit im Sinne des 
deutschen Gewerberechts ist. Denn das in Anhang III 
Buchstabe A Nr. 1 Abs. 1 und Nr. 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 geforderte und in § 7 näher kon- 
kretisierte fachliche Qualifikationsprofil des Umwelt- 
gutachters setzt wegen seiner breiten, interdiszipli- 
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nären Ausrichtung in der Regel eine Hochschulaus- 
bildung voraus (§ 7 Abs. 2 Nr. 1). Diese interdiszipli- 
näre Qualifikation läßt sich gegebenenfalls auch 
durch eine langjährige Tätigkeit in der Leitung eines 
Unternehmens erreichen, so daß § 7 Abs. 3 vom Er- 
fordernis der Hochschulausbildung in diesen Fällen 
Ausnahmen zuläßt. Hinzu kommt, daß die Verknüp- 
fung eines anspruchsvollen fachlichen Qualifika- 
tionsprofils mit den Anforderungen strikter Neutrali- 
tät (Unabhängigkeit) und Zuverlässigkeit, die die 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 wie ein roter Faden 
durchziehen, insgesamt ein Berufsbild für Umwelt- 
gutachter prägen, das dem Berufsbild der Wirt- 
schaftsprüfer und anderer wirtschafts-, rechts- und 
technikberatender freier Berufe entspricht. 

Das in Absatz 3 geregelte Erfordernis einer zustel- 
lungsfähigen Anschrift für Umweltgutachter trägt 
dazu bei, daß eine wirksame Aufsicht über Umwelt- 
gutachter ausgeübt werden kann, wie es in 
Anhang III Buchstabe A Nr. 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 gefordert wird. Der Verstoß hiergegen ist 
gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 1 bußgeldpflichtig. 

Absatz 4 Satz 1 verlangt die Führung der Berufsbe- 
zeichnung „Umweltgutachter", um die notwendige 
Klarheit bei der Ausübung dieser Funktion im 
Rechtsverkehr zu schaffen. Satz 2 stellt klar, daß nur 
die Zulassung gemäß § 9 das Recht zur Führung der 
Berufsbezeichnung verleiht. Der Verstoß hiergegen 
ist gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 2 bußgeldpflichtig. 

Absatz 5 ermächtigt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung, die Zulassungsanforderungen 
weiter zu konkretisieren. 

Zu § 5 (Zuverlässigkeit) 

Absatz 1 konkretisiert das für Umweltgutachter erfor- 
derliche Merkmal der Zuverlässigkeit im Sinne des 
Anhangs in Buchstabe A Nr. 1 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 und orientiert sich an der 
Ausprägung des Zuverlässigkeitsbegriffs in ver- 
wandten Vorschriften des deutschen Rechts (vgl. 
BVerwGE 65,1; § 10 Abs. 1 der 5. BImSchV). 

Absatz 2 nennt Regelbeispiele, bei deren Vorliegen 
nicht von der Zuverlässigkeit des Umweltgutachters 
ausgegangen werden kann. 

Nummern 1 und 2 entsprechen dem § 10 Abs. 2 der 
5. BImSchV. Nummer 1 enthält einen Katalog von 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die insbeson- 
dere vermögensbetreuende und umweltrelevante Tä- 
tigkeiten betreffen. Ihre Begehung schließt wegen 
des hier bestehenden besonderen Bezugs zum Tätig- 
keitsbereich des Umweltgutachters seine Zuverläs- 
sigkeit aus. Weitere Straftaten und Ordnungswidrig- 
keiten sind wegen fehlender Nähe zur Tätigkeit des 
Umweltgutachters nicht auf geführt. Durch § 51 des 
Bundeszentralregistergesetzes ist sichergestellt, daß 
getilgte Straftaten nicht herangezogen werden kön- 
nen. Sie schließen also die Zuverlässigkeit des Um- 
weltgutachters nicht aus. 

Voraussetzung für die Anwendbarkeit des Regelbei- 
spielkataloges ist die Verurteilung zu einer Freiheits- 
strafe oder Geldstrafe oder zu einer Geldbuße in Hö- 
he von mehr als 1 000 DM. Diese Einschränkungen 


sind eine Folgerung aus dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 

Darüber hinaus führt nach Nummer 3 eine strafge- 
richtliche Verurteilung in der Regel zur Unzuverläs- 
sigkeit des Umweltgutachters, wenn damit die Aber- 
kennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter verbunden ist. 

Auch ohne Verurteilung zu einer Strafe oder Geldbu- 
ße führt nach Nummer 2 der wiederholte oder grob 
pflichtwidrige Verstoß gegen die in Absatz 2 Nr. 1 
Buchstaben b bis e genannten Vorschriften zur Unzu- 
verlässigkeit des Umweltgutachters. Ebenso wird be- 
handelt, wer seine Verpflichtungen als ehemaliger 
Betriebsbeauftragter für Immissionsschutz, Gewäs- 
serschutz, Abfall oder Strahlenschutz oder als ehe- 
maliger Störfallbeauftragter im Sinne des § 58 
BImSchG verletzt hat. 

Nach Nummer 4 schließen in der Regel imgeordnete 
wirtschaftliche Verhältnisse die Zuverlässigkeit des 
Umweltgutachters aus. Dies beruht auf der Gefahr 
einer Beeinflußbarkeit solcher Personen durch wirt- 
schaftlichen und finanziellen Druck. 

Nummer 5 trägt der Tatsache Rechnung, daß Um- 
weltgutachter bestimmte körperliche und geistige 
Voraussetzungen mitbringen müssen, um ihren Beruf 
ordnungsgemäß ausüben zu können. 

Zu § 6 (Unabhängigkeit) 

Absatz 1 konkretisiert das für den Umweltgutachter 
erforderliche Merkmal der Unabhängigkeit im Sinne 
des Anhangs III Buchstabe A Nr. 1 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93. Durch die unmittelbaren 
Auswirkungen der Prüfungstätigkeit des Umweltgut- 
achters auf die Wettbewerbsfähigkeit der geprüften 
Unternehmen und auf Grund seines breiten, interdis- 
ziplinär angelegten Tätigkeitsfeldes kann ein Um- 
weltgutachter - ähnlich wie Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater - vielfältigen Interessenkonflikten aus- 
gesetzt sein. 

Absatz 2 orientiert sich an den §§43 und 44 WPO 
und stellt einen Katalog von Regelbeispielen auf, bei 
deren Vorliegen die Unabhängigkeit eines Umwelt- 
gutachters typischerweise ausgeschlossen ist. Die 
Ausschlußgründe in Nummer 1 beruhen auf dem 
Grundgedanken, daß die Unabhängigkeit des Um- 
weltgutachters in der Regel nur gewährleistet ist, 
wenn er nicht selbst als Inhaber, Mehrheitseigner 
oder Angestellter eines Unternehmens, das am Ge- 
meinschaftssystem teilnehmen kann, ein Interesse an 
einer bestimmten inhaltlichen und verfahrensmäßi- 
gen Ausgestaltung von Umweltbetriebsprüfungen 
hat (Nummer 1 Buchstaben a und b) und wenn er 
seine ganze Arbeitskraft hauptberuflich der Tätig- 
keit als Umweltgutachter widmet (Nummer 1 Buchsta- 
ben c und d). Hiervon ausgenommen sind lediglich an- 
dere beratende und wissenschaftliche Tätigkeiten, die 
in der Nummer 1 nicht aufgeführt sind. Denn diese Tä- 
tigkeiten (z. B. als Wirtschaftsprüfer, aber auch im Rah- 
men einer Kammer oder Landesgewerbeanstalt, vgl. 
Absatz 3) können sich sinnvoll mit der Tätigkeit als 
Umweltgutachter ergänzen. 
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Allerdings ergibt sich aus der Nummer 1 Buchstabe c 
eine Einschränkung für beamtete Hochschullehrer, 
die wegen des Beamtenverhältnisses nicht als Um- 
weltgutachter zugelassen werden können. Die 
Rechtfertigung für diese Einschränkung beruht auf 
der Erfahrungstatsache, daß Forschungseinrichtun- 
gen der Hochschulen gerade auch im naturwissen- 
schaftlich-technischen Bereich auf Forschungsaufträ- 
ge und Zuwendungen aus der Industrie in großem 
Umfang finanziell angewiesen sind. Aus dieser Lage 
können Interessenkonflikte für die 'Tätigkeit als be- 
amteter Hochschullehrer und als Umweltgutachter 
folgen, die für die Zulassungsstelle kaum erkennbar 
sind und daher durch Nummer 1 Buchstabe c von 
vornherein verhindert werden sollen. Bei Angehöri- 
gen privater Forschungsinstitute, die als Umweltgut- 
achter tätig sind, können zwar ähnliche Interessen- 
konflikte auftreten. In diesen Fällen können jedoch 
bestehende Interessenverflechtungen nach Num- 
mern 2 und 3 zur Versagung der Zulassung oder 
nachträglich gemäß § 17 Abs. 3 Nr. 2 zum Widerruf 
der Zulassung führen. Der Ausschluß beamteter 
Hochschullehrer von der Tätigkeit als Umweltgut- 
achter steht im Einklang mit dem Grundgesetz und 
ist dem Ausschluß von Rechtslehrem von der anwalt- 
lichen Tätigkeit vergleichbar (BVerfG, Beschluß vom 
4. Mai 1988, AnwBl. 1988, 490). 

Absatz 3 stellt klar, daß eine in öffentlich-rechtlichem 
Rahmen erfolgende Beratungstätigkeit gegenüber 
der Beratung in privatrechtlichem Rahmen nicht be- 
nachteiligt werden darf. Erfaßt sind auch nichtge- 
werbliche Bereiche, sofern die Verordnung nach § 3 
Abs. 1 erlassen ist. 

Zu § 7 (Fachkunde) 

Absatz 1 konkretisiert das für den Umweltgutachter 
erforderliche Merkmal der Fachkunde im Sinne des 
Anhangs HI Buchstabe A Nr. 1 Abs. 1 und Nr. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93. Die Fachkunde ent- 
hält die Elemente Ausbildung (Absatz 2 Nr. 1), Fach- 
kenntnisse (Absatz 2 Nr. 2) und praktische Erfahrun- 
gen (Absatz 2 Nr. 3). 

Nach Absatz 2 Nr. 1 ist entsprechend dem breit ange- 
legten, interdisziplinären Tätigkeitsbereich des Um- 
weltgutachters der Abschluß eines Hochschulstudi- 
ums der Wirtschafts- oder Verwaltungswissenschaf- 
ten, der Naturwissenschaften oder Technik, der Bio- 
wissenschaften oder des Rechts erforderlich. Der Stu- 
dienabschluß kann an einer Universität oder Fach- 
hochschule erworben werden. Die Einbeziehung der 
Fachhochschulen ergibt sich aus dem Verweis auf § 1 
des Hochschulrahmengesetzes. Ausnahmen vom Er- 
fordernis eines Hochschulabschlusses ergeben sich 
aus Absatz 3. 

Die weite Formulierung der Studiengebiete zielt dar- 
auf ab, möglichst viele Studienabschlüsse als Ausbil- 
dungsvoraussetzung zuzulassen. So erfüllen auch 
landwirtschaftliche Studienabschlüsse mit betriebs- 
wirtschaftlichem oder ingenieurwissenschaftlichem 
Schwerpunkt oder das Studium der Medizin (Biowis- 
senschaften) die Voraussetzungen der Nummer 1. 

Absatz 2 Nr. 2 betrifft die spezielle fachliche Qualifi- 
kation des Umweltgutachters. Die auf geführten 


Fachgebiete entsprechen den in Anhang III 
Buchstabe A Nr. 1 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 genannten Bereichen. Zur besseren Ver- 
ständlichkeit und Abgrenzbarkeit der Fachgebiete 
wurden die Bezeichnungen der Fachgebiete an die 
Zielsetzung der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 - 
dies ist die Verbesserung des betrieblichen 
Umweltschutzes - sprachlich angepaßt und verein- 
facht. 

Absatz 2 Nr. 3 betrifft die erforderlichen praktischen 
Erfahrungen des Umweltgutachters im betrieblichen 
Umweltschutz. Durch die Regelung wird klargestellt, 
daß diese Berufserfahrung auf verschiedenen Ar- 
beitsfeldern und bei verschiedenen Stellen gewon- 
nen werden können. Genannt werden ausdrücklich 
Tätigkeiten in der Wirtschaft, als Freiberufler, in der 
Umweltverwaltung und in der Umweltberatung. Die 
Tätigkeit muß hauptberuflich sein. Das bedeutet je- 
doch nicht, daß sie sich ausschließlich auf Angele- 
genheiten des betrieblichen Umweltschutzes bezie- 
hen muß; sie kann darüber hinaus auch andere z. B. 
wirtschaftliche, technische oder rechtliche Gegen- 
stände betreffen. Das Merkmal der Eigenverantwort- 
lichkeit soll reine Hilf Stätigkeiten (z. B. als Prakti- 
kant) ausschließen. 

Absatz 3 regelt, daß in Ausnahmefällen vom Erfor- 
dernis der Hochschulausbildung eines Bewerbers ab- 
gesehen werden kann, wenn er statt dessen eine 
Fachschulausbildung, die Qualifikation als Meister 
oder eine gleichwertige Ausbildung, z. B. als verei- 
digter Buchprüfer, besitzt. Die fehlende Hochschul- 
ausbildung muß in diesen Fällen durch mindestens 
achtjährige Leistungserfahrungen kompensiert wer- 
den. Diese Regelung eröffnet vor allem besonders 
qualifizierten Personen aus Handwerksbetrieben so- 
wie aus anderen kleinen und mittleren Unternehmen 
die Möglichkeit, als Umweltgutachter tätig zu wer- 
den. 

Zu § 8 (Fachkenntnisbescheinigung) 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 erfordert 
die Tätigkeit als Umweltgutachter branchenbezoge- 
ne und fachgebietsbezogene Kenntnisse. Diese 
Kenntnisse können von einer Einzelperson nur für 
einzelne Untemehmensbereiche oder auch nur für 
Teile eines Untemehmensbereiches erfüllt werden. 
Es besteht jedoch ein praktisches Bedürfnis, Perso- 
nen, die spezielle, für viele Branchen relevante Fach- 
kenntnisse (z. B. Management, Recht, Akustik) besit- 
zen, ebenfalls die Möglichkeit einer gutachterlichen 
Tätigkeit im Zusammenwirken mit anderen Umwelt- 
gutachtem und Fachspezialisten zu geben. § 8 eröff- 
net diese Möglichkeit durch Schaffung einer Fach- 
kenntnisbescheinigung. Dies ist durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 zwar nicht ausdrücklich ge- 
regelt, aber auch nicht ausgeschlossen. 

Absatz 1 bindet die Erteilung einer Fachkenntnisbe- 
scheinigung an dieselben Voraussetzungen der Zu- 
verlässigkeit und Unabhängigkeit (§§ 5 und 6) wie 
sie für die Zulassung als Umweltgutachter gefordert 
werden. Dagegen können sich die Fachkenntnisse 
im Sinne des § 7 Abs. 2 Nr. 2 auf ein oder mehrere 
Fachgebiet(e) beschränken. Diese Fachkenntnisbe- 
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scheinigung erlaubt die Zusammenarbeit mit einem 
Umweltgutachter oder die Tätigkeit in einer Umwelt- 
gutachterorganisation auf den Fachgebieten und für 
die Untemehmensbereiche, auf die sich die Fach- 
kenntnisbescheinigung bezieht. 

Absatz 2 Satz 1 regelt, daß die Zulassungsstelle eine 
Bescheinigung ausstellt, die den Umfang der nach- 
gewiesenen Fachkenntnisse und gegebenenfalls die 
Untemehmensbereiche, für die die Fachkenntnisse 
vorhanden sind, angibt (Fachkenntnisbescheini- 
gung). Auf die Bescheinigung besteht ein Anspruch. 
Die Erteilung ist ein Verwaltungsakt. 

Absatz 2 Satz 3 bestimmt, daß der Inhaber einer 
Fachkenntnisbescheinigung nur im Zusammenwir- 
ken mit einem Umweltgutachter tätig werden darf, 
der die Gesamtverantwortung für die Gültigkeitser- 
klärung von Umwelterklärungen trägt. Die Aufgabe 
des Umweltgutachters, der im konkreten Fall selbst 
nicht alle für den begutachteten Untemehmensbe- 
reich erforderlichen Fachkenntnisse besitzt, besteht 
darin sicherzustellen, daß Fragestellung, Umfang 
und Methoden der Begutachtung problemgerecht 
angelegt sind und die verschiedenen relevanten 
Fachkenntnisse in einen einheitlichen Gutachterbe- 
richt zusammengeführt werden. 

Zu § 9 (Zulassung als Umweltgutachter) 

Absatz 1 gestaltet die Zulassung von Umweltgutach- 
tem mit Rücksicht auf Artikel 12 GG als gebundene 
Erlaubnis aus. Die Zulassung ist zu erteilen, wenn 
die persönlichen Anforderungsmerkmale des § 4 
Abs. 1 und der §§ 5 bis 7 erfüllt sind. Satz 2 Nr. 1 er- 
öffnet die Möglichkeit für Umweltgutachter, auch Be- 
gutachtungen von Unternehmen vorzunehmen, für 
die er selbst keine Zulassung hat, wenn er Personen 
angestellt hat, die die entsprechende Fachkunde be- 
sitzen. Die dafür in Betracht kommenden Personen 
werden in Satz 2 Nr. 1 Buchstaben a bis c genannt. 

Satz 2 Nr. 1 Buchstabe c gibt Umweltgutachtem die 
Möglichkeit, Personen mit gültigen Lehrgangsbe- 
scheinigungen für bestimmte Fachgebiete anzustel- 
len, die selbst über keine Gutachterzulassung oder 
Fachkenntnisbescheinigung verfügen. Diese Rege- 
lung bedeutet eine organisatorische Erleichterung 
für Umweltgutachter, die den Umfang ihrer Zulas- 
sung durch Anstellung einer größeren Zahl von Mit- 
arbeitern erweitern wollen. 

Ein Umweltgutachter kann nämlich aufgrund der 
Nummer 1 Buchstabe c Personen anstellen und bei 
Begutachtungen einsetzen, die sich noch keinem 
Prüfungsverfahren, insbesondere keiner mündlichen 
Prüfung bei der Zulassungs stelle, unterzogen, son- 
dern lediglich einen von der Zulassungsstelle aner- 
kannten Lehrgang erfolgreich abgeschlossen haben. 
Der Umweltgutachter braucht der Zulassungsstelle 
nur nachzuweisen, daß die angestellten Personen die 
Anforderungen der Zuverlässigkeit (§ 5) und Unab- 
hängigkeit (§ 6) sowie die Ausbildungs- und Praxis- 
anforderungen nach § 7 Abs. 2 Nr. 1 und 3 erfüllen 
und eine gültige Lehrgangsbescheinigung im Sinne 
des § 13 besitzen. Dieser Nachweis kann im schriftli- 
chen Verfahren geführt werden. 


Allerdings ist der rechtliche Status des Inhabers einer 
Lehrgangsbescheinigung nicht von gleicher Qualität 
wie der des Inhabers einer Fachkenntnisbescheini- 
gung. Zum einen muß der Inhaber einer Lehrgangs- 
bescheinigung Lehrgänge in Methodik und Durch- 
führung von Umweltbetriebsprüfungen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 2 Buchstabe a) und in einem weiteren Fachgebiet 
- insgesamt also auf mindestens zwei Fachgebieten - 
abgeschlossen haben. Die Fachkenntnisbescheini- 
gung kann dagegen auch für ein einzelnes Fachge- 
biet erworben werden. Die Anforderung, daß sich 
eine Lehrgangsbescheinigung stets auch auf Metho- 
dik und Durchführung von Umweltbetriebsprüfun- 
gen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a) beziehen muß, 
dient dem Nachweis, daß der Lehrgangsteilnehmer 
seine sonstigen Fachkenntnisse im Zusammenhang 
einer Umweltbetriebsprüfung einzusetzen weiß. Bei 
der Fachkenntnisbescheinigung wird dieser Nach- 
weis im Rahmen der mündlichen Prüfung geführt. 
Zum anderen ist die Befugnis zur gutachterlichen 
Tätigkeit auf die dreijährige Gültigkeitsdauer der 
Lehrgangsbescheinigung befristet (§13 Abs. 1). Da- 
nach muß der Lehrgang wiederholt werden, was 
Kosten verursacht. Auf Dauer wird daher der Inhaber 
einer Lehrgangsbescheinigung bestrebt sein, eine 
Fachkenntnisbescheinigung zu erlangen und sich 
dem Prüfungsverfahren vor der Zulassungsstelle zu 
unterziehen. 

Die rechtlich ungesicherte Position des Inhabers ei- 
ner Lehrgangsbescheinigung ist gerechtfertigt, weil 
diese Person nicht das volle Prüfungsverfahren vor 
der Zulassungsstelle durchlaufen hat. Die Lehrgangs- 
bescheinigung ist also kein Ersatz für Gutachterzulas- 
sung und Fachkenntnisbescheinigung. Sie ist - wie 
erwähnt - lediglich eine organisatorische Erleichte- 
rung für Umweltgutachter, die aufgrund dieser Rege- 
lung ihr Personal schrittweise durch das Prüfungsver- 
fahren bei der Zulassungsstelle „schleusen", es aber 
schon zuvor (befristet) einsetzen können. 

Zu unterscheiden von der Anstellung fachkundiger 
Personen ist die vertragliche Kooperation mit ande- 
ren Personen und Organisationen. Diese Kooperation 
steht dem Umweltgutachter frei. Sie ist kein Zulas- 
sungstatbestand. Lediglich bei der Eintragung ge- 
prüfter Betriebsstandorte muß die registerführende 
Stelle prüfen, ob die erforderliche Gültigkeitserklä- 
rung der Umwelterklärung von fachkundigen Perso- 
nen gezeichnet ist (§ 33 Abs. 1 Satz 2). Dagegen ist 
die Anstellung fachkundigen Personals erforderlich, 
wenn der Umweltgutachter den Umfang der eigenen 
Zulassung ausdehnen will. 

Satz 2 Nr. 2 fordert, daß die unter Nummer 1 genann- 
ten Personen regelmäßig an Fortbildungsmaßnah- 
men teilnehmen. Der Umweltgutachter kann dies 
z. B. durch einen Fortbildungsplan nachweisen. Die 
Regelung soll sicherstellen, daß der Kenntnisstand 
der Angestellten eines Umweltgutachters dem aktu- 
ellen, sich ständig fortentwickelnden Kenntnisstand 
auf den Fachgebieten nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 ent- 
spricht. 

Zu unterscheiden hiervon ist die Regelung des § 15 
Abs. 3. Danach besteht eine eigene Fortbildungs- 
pflicht für die dort genannten Personen. 
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Satz 3 verlangt, daß die Zulassung ausdrücklich die 
Untemehmensbereiche nennt (vgl. die Legaldefiniti- 
on des § 7 Abs. 3, die auch für andere Vorschriften 
maßgeblich ist), für die die Zulassung gilt. 

Absatz 2 regelt, daß der Umweltgutachter eine Zulas- 
sung für die Begutachtung von Unternehmen, für die 
er selbst keine Zulassung hat, nur erhalten kann, 
wenn er mit fachkundigen Personen im Sinne von 
Absatz 1 Satz 2 im Rahmen von Ans tellungs vertra- 
gen zusammenarbeitet. Die fachkundigen Personen 
müssen Berichte und die Gültigkeitserklärungen von 
Umwelterklärungen, an denen sie mitgearbeitet ha- 
ben, auch mitzeichnen. 

Absatz 3 bestimmt, daß der Umweltgutachter auch 
für die Erteilung von Zertifizierungsbescheinigimgen 
gemäß Artikel 12 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 zuständig ist. Das Gesetz sieht davon ab, 
neben dem Umweltgutachter besondere Zertifizie- 
rungsstellen zu schaffen. 

Zu § 10 (Zulassung als Umweltgutachterorganisation) 

Absatz 1 regelt die Voraussetzungen für die Zulas- 
sung von Umweltgutachterorganisationen im Sinne 
des § 2 Abs. 3. Umweltgutachterorganisationen kön- 
nen den Umfang ihrer Zulassung ebenso wie der Ein- 
zelgutachter durch die Anstellung von zeichnungs- 
berechtigtem Personal im Sinne von Absatz 1 Nr. 2 
insbesondere im Hinblick auf Anzahl und Umfang 
der Untemehmensbereiche, für die die Zulassung 
besteht, erweitern. Das „Baukastensystem" des § 10 
erlaubt es, die Reichweite einer Umweltgutachter- 
organisation sowohl mit zugelassenen Umweltgut- 
achtem, Inhabern von Fachkenntnisbescheinigun- 
gen, Inhabern von Lehrgangsbescheinigungen und 
Inhabern von sonstigen Qualifikationsnachweisen im 
Sinne des § 13 zu erweitern. Ferner berücksichtigt 
diese Regelung die Bedürfnisse der Registrierungs- 
Stelle, die mit der Anbindung der Zeichnungsbefug- 
nis an Zulassungen oder Bescheinigungen nach 
Absatz 1 Nr. 2 klare Kriterien für die Verantwortlich- 
keiten einer Umweltgutachterorganisation bei der 
Gültigkeitserklärung von Umwelterklärungen und 
damit eindeutige formelle Eintragungsvoraussetzun- 
gen vorfindet. 

Nummer 1 regelt die Zulassungsvoraussetzungen, 
die an die Leitungsebene einer Umweltgutachteror- 
ganisation gestellt werden. Mindestens ein Drittel 
der persönlich haftenden Gesellschafter, Partner, 
Mitglieder des Vorstandes oder der Geschäftsführer 
müssen entweder nach Buchstabe a die Qualifikation 
als Umweltgutachter erfüllen oder nach Buchstabe b 
Inhaber von Fachkenntnisbescheinigungen sein un- 
ter der Voraussetzung, daß mindestens ein Umwelt- 
gutachter auf der Leitungsebene vertreten ist. 

Diese Anforderungen an die Leitungsebene einer 
Umweltgutachterorganisation sind erforderlich, da- 
mit die Organisation auch durch Umweltbelange ge- 
prägt wird. Die Regelung gewährleistet in besonde- 
rem Maße die Anforderung nach Anhang III 
Buchstabe A Nr. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 in Verbindung mit Artikel 4 Buchstabe a der Euro- 
päischen Norm EN 45012, wonach das „Lenkungs- 
gremium" der Umweltgutachterorganisation nicht 


von Einzelinteressen dominiert sein darf und unpar- 
teiisch sein muß. Die Drittel-Regelung beruht auf der 
Überlegung, daß es zu aufwendig wäre, von allen 
Mitgliedern der Leitungsebene einer Umweltgutach- 
terorganisation die Qualifikation als Umweltgutach- 
ter zu verlangen. Von dieser Anforderung ist bei be- 
stehenden Organisationen während einer Über- 
gangszeit bis zum 31. Dezember 1997 abgesehen 
worden, vgl. § 38 Abs. 2. 

Nummer 2 regelt, welche Anforderungen an eine 
Umweltgutachterorganisation im Hinblick auf den 
Umfang der Zulassung für bestimmte Unterneh- 
mensbereiche zu stellen sind. Eine Umweltgutachter- 
organisation kann die Zulassung für die Untemeh- 
mensbereiche erhalten, für die zeichnungsberech- 
tigte Vertreter oder zeichnungsberechtigte Ange- 
stellte die notwendige Fachkunde aufweisen. Dies ist 
dann der Fall, wenn diese Personen 

a) als Umweltgutachter zugelassen sind oder 

b) die erforderlichen Fachkenntnisbescheinigungen 
besitzen oder 

c) gültige Lehrgangsbescheinigungen oder sonstige 
Fachkenntnisnachweise im Sinne des § 13 für Me- 
thodik und Durchführung von Umweltbetriebs- 
prüfungen (§ 7 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a) und für 
mindestens ein weiteres Fachgebiet besitzen so- 
wie die übrigen Anforderungen des § 7 und die 
Anforderungen der §§ 5 und 6 erfüllen. 

Die angestellten Personen müssen nicht nur fachkun- 
dig im Sinne des § 7 sein, sondern auch die Anforde- 
rungen der Zuverlässigkeit und Unabhängigkeit 
nach §§ 5 und 6 erfüllen. Insbesondere das Unabhän- 
gigkeitserfordemis nach § 6 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b, 
wonach die angestellten Personen nicht zugleich An- 
gestellte eines Unternehmens in einem gewerblichen 
oder nichtgewerblichen Bereich sein dürfen, auf den 
sich die gutachterliche Tätigkeit bezieht, trägt der 
Anforderung des Anhangs III Buchstabe A Nr. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 in Verbindung mit 
Artikel 4 Buchstabe b der Europäischen Norm 
EN 45012 Rechnung. Denn nach dieser Norm muß 
das Personal der Umweltgutachterorganisation unab- 
hängig von dem zu überprüfenden gewerblichen Un- 
ternehmen sein. 

Durch den Buchstaben c wird auch Umweltgut- 
achterorganisationen die Möglichkeit eröffnet, durch 
die Anstellung von Inhabern einer Lehrgangsbe- 
scheinigung oder sonstiger Qualifikationsnachweise 
im Sinne des § 13 den Umfang ihrer Zulassung zu er- 
weitern. Die Gründe für diese organisatorische Er- 
leichterung wurden zu § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
Buchstabe c dargelegt. 

Nach Nummer 3 ist es eine Zulassungsvoraussetzung, 
daß die Umweltgutachterorganisation, z. B. durch 
einen Fortbildungsplan, sicherstellt, daß die in der 
Nummer 2 Buchstaben a bis c genannten Personen 
regelmäßig an Fortbildungsmaßnahmen teilnehmen. 

Absatz 2 gestaltet entsprechend § 9 Abs. 1 die Zulas- 
sung von Umweltgutachterorganisationen als gebun- 
dene Erlaubnis aus. Dabei muß nach Satz 2 in der 
Zulassungsurkunde vermerkt werden, für welche 
Unternehmensbereiche die Umweltgutachterorgani- 
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sation über fachkundige Personen im Sinne von 
Absatz 1 Nr. 2 verfügt. 

Absatz 3 regelt die auch für Umweltgutachterorgani- 
sationen notwendige Schlußzeichnung von Berichten 
und Gültigkeitserklärungen von Umwelterklärungen 
durch einen Umweltgutachter. Fachkundige Perso- 
nen nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstaben b und c f die an 
der Abfassung der Berichte und Umwelterklärungen 
mitwirken, müssen mitzeichnen. 

Absatz 4 sieht die entsprechende Anwendung von § 9 
Abs. 3 vor. Damit können Umwelt gutachterorganisa- 
tionen auch Zertifizierungsbescheinigungen gemäß 
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ertei- 
len. 

Absatz 5 enthält in Anlehnung an § 31 WPO die 
Pflicht, die Bezeichnung „Umweltgutachter" zu ver- 
wenden. Die Führung der Bezeichnung „Umweltgut- 
achter" ohne die erforderliche Zulassung ist gemäß 
§ 37 Abs. 1 Nr. 3 bußgeldpflichtig. 

Zu § 11 (Bescheinigungs- und Zulassungsverfahren) 

§ 11 regelt die Bescheinigungs- und Zulassungsver- 
fahren. Es handelt sich dabei um Verfahren im Sinne 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Nach Absatz 1 Satz 1 beginnt das Verfahren mit ei- 
nem schriftlichen Antrag des Bewerbers. Diesem An- 
trag sind nach Satz 2 die zur Prüfung der Anforde- 
rungen gemäß § 4 Abs. 1 erforderlichen Unterlagen 
beizufügen. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Fachkunde des Umwelt- 
gutachters in einer mündlichen Prüfung von einem 
Prüfungsausschuß der Zulassungsstelle festzustellen 
ist. Die mündliche Prüfung besteht aus zwei Teilen: 
nach Nummer 1 sind die in § 7 Abs. 2 Nr. 2 auf ge- 
führten Fachgebiete zu prüfen; es schließt sich nach 
Nummer 2 eine Prüfung praktischer Probleme aus 
der Berufsarbeit eines Umweltgutachters an. 

Nach Absatz 3 ist der nach Absatz 2 vorgesehene 
zweiteilige Prüfungsgegenstand auf die mündliche 
Prüfung praktischer Probleme aus der Berufsarbeit 
des Umweltgutachters beschränkt. Dies setzt voraus, 
daß der Antragsteller für bestimmte Fachgebiete be- 
reits Fachkenntnisbescheinigungen, Lehrgangsbe- 
scheinigungen oder sonstige gleichwertige Fach- 
kenntnisnachweise im Sinne des § 13 erworben hat. 
Die mündliche Prüfung kann aber auch in dem Fall, 
in dem der Antragsteller für sämtliche in § 7 Abs. 2 
Nr. 2 aufgeführten Fachgebiete Fachkenntnisbe- 
scheinigungen, Lehrgangsbescheinigungen oder 
sonstige gleichwertige Fachkenntnisnachweise im 
Sinne des § 13 vorlegt, nicht gänzlich entfallen, in je- 
dem Falle ist eine mündliche Prüfung über die prak- 
tischen Probleme aus der Berufsarbeit eines Umwelt- 
gutachters erforderlich. 

Der Verweis in Absatz 4 auf die Absätze 2 und 3 stellt 
klar, daß das Erfordernis einer mündlichen Prüfung 
auch für denjenigen gilt, der eine Fachkenntnisbe- 
scheinigung erwerben möchte. Auch hier ist bei ei- 
ner Fachkenntnisbescheinigung, die sich auf mehre- 
re Fachgebiete nach § 7 Abs. 2 Nr. 2 erstrecken soll, 


eine Beschränkung des Prüfungsgegenstandes mög- 
lich. 

Absatz 5 ermächtigt die Bundesregierung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen, die im Zusammenhang mit 
dem Bescheinigungs- und Zulassungsverfahren ste- 
hen. Da hierdurch das Aufgabengebiet des Umwelt- 
gutachterausschusses berührt wird, steht dem Um- 
weltgutachterausschuß ein Anhörungsrecht zu. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nicht erforderlich, 
da die Regelungen das Verfahren einer vom Bund 
beliehenen Stelle betreffen. 

Die Rechtsverordnungsermächtigung nach Absatz 5 
Nr. 4 eröffnet die Möglichkeit, zur Feststellung der 
Fachkunde des Antragstellers bei Bedarf schriftliche 
Prüfungen vorzuschreiben. 

Zu § 12 (Mündliche Prüfung) 

Absatz 1 stellt klar, daß es sich bei der mündlichen 
Prüfung um einen unselbständigen Teil der Zulas- 
sungs- und Bescheinigungsverfahren handelt. Eine 
selbständige Anfechtung der mündlichen Prüfung ist 
damit nicht möglich. Aus Rechtssicherheitsgründen 
ist über den wesentlichen Inhalt und Ablauf der Prü- 
fung eine Niederschrift zu fertigen. 

Absatz 2 regelt die persönlichen Anforderungen, die 
die Mitglieder des Prüfungsausschusses erfüllen 
müssen. 

Der Umweltgutachterausschuß hat nach Absatz 3 
Satz 1 eine Liste von geeigneten Prüfern aufzustel- 
len. Der Zulassungsstelle obliegt es dann, für die ein- 
zelnen Zulassungs- und Bescheinigungsverfahren 
aus dieser Liste die jeweils geeigneten Prüfer auszu- 
wählen. Die Prüfer müssen mit ihrer Fachkunde die 
jeweiligen Untemehmensbereiche und Fachgebiete 
abdecken, für die die Zulassung oder die Fachkennt- 
nisbescheinigung beantragt ist. Satz 3 stellt klar, daß 
der Prüfer für das Fachgebiet „Recht" die Befähi- 
gung zum Richteramt haben muß. Nach Satz 4 ob- 
liegt es der Zulassungsstelle, Prüfungsausschüsse 
mit drei bis fünf Mitgliedern zu berufen. Satz 5 be- 
stimmt, daß der Vorsitzende des Prüfungsausschus- 
ses ein Umweltgutachter sein muß. Zu beachten ist 
die Übergangsregelung in § 38 Abs. 3. 

Zu § 13 (Lehrgänge und sonstige 
Qualifikationsnachweise) 

Nach Absatz 1 Satz 1 kann der Nachweis der Fach- 
kunde für ein Fachgebiet im Sinne des § 7 Abs. 2 
Nr. 2 auch durch die Teilnahme an einem Lehrgang 
erbracht werden, wenn dieser mit einer schriftlichen 
Prüfung abschließt. Weitere Voraussetzung ist, daß 
der Umweltgutachterausschuß Prüfungsrichtlinien 
für bestimmte Lehrgänge erlassen hat und die jewei- 
ligen Lehrgänge den Richtlinien inhaltlich und me- 
thodisch entsprechen. Die Zulassungsstelle kann die 
Gleichwertigkeit von Lehrgängen allgemein aner- 
kennen, wenn sie das Einvernehmen mit dem Um- 
weltgutachterausschuß hergestellt hat. Das Einver- 
nehmen des Umweltgutachterausschusses ist not- 
wendig, um sicherzustellen, daß die Richtlinienkom- 
petenz des Umweltgutachterausschusses nicht unter- 
laufen werden kann. 
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Nach Satz 2 gilt die Bescheinigung über die erfolgrei- 
che Lehrgangsteilnahme für einen Zeitraum von drei 
Jahren seit Ausstellung als Fachkenntnisnachweis. 
Die Befristung trägt der Tatsache Rechnung, daß die- 
ser Fachkenntnisnachweis mit Unsicherheiten bela- 
stet ist, weil mit der Anerkennung von Lehrgängen 
nicht die Qualität ihrer Durchführung gewährleistet 
werden kann. Ferner soll die Lehrgangsbescheini- 
gung kein Dauerzustand sein, sondern in der Regel 
durch den Erwerb einer Zulassung oder Fachkennt- 
nisbescheinigung abgelöst werden (siehe auch die 
Begründung zu § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe c). 

Nach Absatz 2 Satz 1 soll die Zulassungsstelle im 
Einvernehmen mit dem Umweltgutachterausschuß 
auch sonstige Qualifikationen als Nachweise der 
Fachkunde auf den Fachgebieten des § 7 Abs. 2 Nr. 2 
allgemein anerkennen. Dies setzt voraus, daß diese 
Qualifikationsnachweise den vom Umweltgutachter- 
ausschuß erlassenen Prüfungsrichtlinien inhaltlich 
und methodisch entsprechen. Weitere Voraussetzung 
für die Anerkennung sonstiger Qualifikationsnach- 
weise ist, daß diese in einem rechtlich geregelten 
Prüfungsverfahren erworben sein müssen. Ein Bei- 
spiel hierfür ist das Prüfungsverfahren nach der Wirt- 
schaftsprüferordnung. 

Zu § 14 (Zulassungsregister) 

Absatz 1 enthält eine Konkretisierung des Artikels 7 
Satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 und Infor- 
mationspflichten der Zulassungsstelle gegenüber in- 
nerstaatlichen Stellen. 

Absatz 2 geht davon aus, daß die Zulassungsstelle 
eine Umweltbehörde im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 
UIG ist. Denn die Zulassungsstelle fällt aufgrund der 
Beleihung nach § 28 unter den Behördenbegriff im 
Sinne des § 1 Abs. 4 VwVfG und nimmt Aufgaben 
des Umweltschutzes wahr. Die Informationen über 
Personen und Organisationen, die im Rahmen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 gutachterlich tätig 
sind, gehören zu den Umweltinformationen im Sinne 
des § 3 Abs. 2 Nr. 3 UIG, da sie Tätigkeiten zum 
Schutz der Umwelt betreffen. Das Registereinsichts- 
recht modifiziert den Informationsanspruch nach § 4 
Abs. 1 UIG, dessen Erfüllungsmodalitäten grundsätz- 
lich im Ermessen der Behörde stehen. Schließlich fin- 
den die Ausschluß- und Beschränkungsgründe nach 
§ 8 UIG auf das Registereinsichtsrecht Anwendung, 
z. B. Datenschutzbelange. 

Abschnitt 2: Aufsicht 

Zu § 15 (Überprüfung von Umweltgutachtern, 
Umweltgutachterorganisationen 
und Inhabern von Fachkenntnis- 
bescheinigungen) 

Absatz 1 erfüllt den Regelungsauftrag nach Artikel 6 
Abs. 1 und 4 in Verbindung mit Anhang III Buch- 
stabe A Nr. 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93, 
nach dem die Mitgliedstaaten die Aufsicht über die 
Tätigkeit der Umweltgutachter regeln. 

Absatz 2 regelt die praktischen Voraussetzungen 
einer wirksamen Aufsicht. Die Vorschrift knüpft 
an EG -rechtliche Verhaltenspflichten des Umwelt- 


gutachters an (Buchstaben a bis d). Buchstabe d nor- 
miert danach keine Verpflichtung, Niederschriften 
über Besuche auf dem Betriebsgelände anzufertigen, 
es wird lediglich angeordnet, daß Niederschriften 
- soweit vorhanden - aufzubewahren sind. 

Die Verpflichtungen sind gemäß § 37 Abs. 1 Nr. 4 
bis 6 bußgeldbewehrt; ihre Verletzung kann gemäß 
§ 16 Abs. 2 zur vorläufigen Untersagung der gutach- 
terlichen Tätigkeit führen. 

Absatz 3 sieht die Verpflichtung zur regelmäßigen 
Fortbildung vor. Ihre Verletzung kann gemäß § 16 
Abs. 2 Nr. 2 zur vorläufigen Untersagung der gutach- 
terlichen Tätigkeit führen. 

Absatz 4 enthält die erforderliche gesetzliche Grund- 
lage für das Betreten der Geschäftsräume der zu 
überprüfenden Personen und Organisationen. 

Zu § 16 (Anordnung, Untersagung) 

Absatz 1 bietet die rechtliche Grundlage für die Zu- 
lassungsstelle, alle erforderlichen Maßnahmen tref- 
fen zu können, um sicherzustellen, daß Umweltgut- 
achter, Umweltgutachterorganisationen und Inhaber 
von Fachkenntnisbescheinigungen die nach der Ver- 
ordnung erforderlichen Anforderungen erfüllen. 
Diese Ermächtigungsgrundlage gilt auch im Hinblick 
auf Umweltgutachter aus anderen EG -Mitgliedstaa- 
ten, vgl. § 18 Abs. 2 Satz 3. Mittel zur Durchsetzung 
der erforderlichen Maßnahmen sind Anordnungen. 

Absatz 2 regelt die Möglichkeiten der Zulassungs- 
stelle, die Fortführung gutachterlicher Tätigkeit ganz 
oder teilweise vorläufig zu untersagen. Der damit 
verbundene Eingriff in die Berufsfreiheit der zugelas- 
senen Umweltgutachter, Umweltgutachterorganisa- 
tionen und Inhaber von Fachkenntnisbescheinigun- 
gen erfordert eine genaue Bestimmung der Tatbe- 
standsvoraussetzungen, die Untersagungsmaßnah- 
men der Zulassungsstelle erlauben. 

Die in Satz 1 Nr. 1 bis 3 aufgeführten Verstöße knüp- 
fen an Verhaltenspflichten nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 und nach diesem Gesetz an. 
Entscheidend nach Satz 1 Nr. 1 ist, daß ein Pflichten- 
verstoß nach Artikel 4 Abs. 5 Buchstabe d in Verbin- 
dung mit Artikel 5 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93 vorliegt. Damit ist keine innerstaatliche 
Ausgestaltung der Umweltbetriebsprüfung, insbe- 
sondere keine Anordnung eines „compliance audit", 
verbunden. Denn der Inhalt der Umweltbetriebs- 
prüfung richtet sich nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93. 

Satz 2 trägt allgemeinen ordnungsrechtlichen 
Grundsätzen Rechnung. 

Zu § 17 (Rücknahme und Widerruf von Zulassung 
und Fachkenntnisbescheinigung) 

Absatz 1 lehnt sich an die Regelung des § 20 Abs. 1 
WPO an. Die Vorschrift betrifft den Fall einer von An- 
fang an rechtswidrigen Zulassung oder Fachkennt- 
nisbescheinigung. 

Absatz 2 Satz 1 orientiert sich an § 20 Abs. 2 WPO 
und betrifft den Fall, daß nachträglich wesentliche 
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Voraussetzungen für die Erteilung der Zulassung 
oder Fachkenntnisbescheinigung weggefallen sind. 

Satz 2 regelt die Möglichkeit eines Teilwiderrufs der 
Zulassung von Umweltgutachtem und Umweltgut- 
achterorganisationen, soweit das für den Umfang der 
Zulassung erforderliche fachkundige Personal nicht 
mehr vorhanden ist. 

Absatz 3 betrifft Widerrufsfälle, bei denen der Zulas- 
sungsstelle ein Ermessen zusteht. Die Vorschrift be- 
zieht sich auf Verstöße gegen die Pflicht zur Angabe 
einer zustellungsfähigen Anschrift und Fälle fehlen- 
der Unabhängigkeit bei der Durchführung von Be- 
gutachtungen im Einzelfall. Neben den in Absatz 2 
spezialgesetzlich normierten Widerrufsvoraussetzun- 
gen kann ein Widerruf auch unter den Voraussetzun- 
gen des § 49 VwVfG erfolgen. 

Zu§ 18 (Umweltgutachter und Umweltgutachter- 
organisationen aus anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union) 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 6 Abs. 7 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93, der bestimmt, daß Umwelt- 
gutachter und Umweltgutachterorganisationen aus 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Uni- 
on die Aufnahme einer gutachterlichen Tätigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland zuvor der Zulas- 
sungsstelle anzuzeigen haben und der Aufsicht der 
Zulassungsstelle unterliegen. 

Absatz 1 konkretisiert die Anforderungen an die An- 
zeige. Rechtsverstöße sind bußgeldpflichtig, § 37 
Abs. 1 Nr. 8. 

Nach Absatz 2 obliegt es der Zulassungsstelle, aus- 
ländische Umweltgutachter und Umweltgutachteror- 
ganisationen wie deutsche Gutachter regelmäßig zu 
überprüfen. Gegenstand der Überprüfung ist nach 
Satz 1, ob Umweltgutachter und Umweltgutachter Or- 
ganisationen weiterhin über eine gültige Zulassung 
ihres Heimatstaates verfügen. Nach Satz 2 muß sich 
die Überprüfung auch auf die Qualität der im Bun- 
desgebiet vorgenommenen Begutachtungen erstrek- 
ken. Satz 3 regelt, daß auch Umweltgutachter und 
Umweltgutachterorganisationen aus anderen Mit- 
gliedstaaten zur Sicherstellung des Aufsichtsver- 
fahrens die Verpflichtungen aus § 15 Abs. 2 zu erfül- 
len haben und den Aufsichtsmaßnahmen nach § 15 
Abs. 4 und § 16 unterliegen. 

Zu § 19 (Verbot der Gültigkeitserklärung 
von Umwelterklärungen) 

Entsprechend Artikel 4 Abs. 6 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 verbietet es die Vorschrift, Um- 
welterklärungen für gültig zu erklären oder die Gül- 
tigkeitserklärung mitzuzeichnen, wenn die Qualifi- 
kation hierfür fehlt. Der Verstoß ist gemäß § 37 Abs. 1 
Nr. 9 bußgeldpflichtig. 

Zu § 20 (Aufsichtsverfahren) 

Das Aufsichtsverfahren richtet sich grundsätzlich 
nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz. Soweit sich 
ein praktisches Bedürfnis zeigt, gibt § 20 die Mög- 
lichkeit, Einzelheiten des Verfahrens durch Rechts- 


verordnung zu regeln. Rechtsverstöße können buß- 
geldpflichtig sein, § 37 Abs. 1 Nr. 10. 


Abschnitt 3: Umweltgutachterausschuß, 
Widerspruchsausschuß 

Zu § 21 (Aufgaben des 

Umweltgutachterausschusses) 

Nach Absatz 1 Satz 1 wird beim Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ein 
Umweltgutachterausschuß eingerichtet. Der Um- 
weltgutachterausschuß ist eine teilrechtsfähige Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts, die der Rechtsauf- 
sicht des Bundesministeriums für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit unterliegt (§27). 

Satz 2 bestimmt die Aufgaben des Umweltgutachter- 
ausschusses, auf die sich seine Teilrechtsfähigkeit 
bezieht. Zentrale Aufgabe des Umweltgutachteraus- 
schusses ist es nach Nummer 1, die für die Ausle- 
gung und Anwendung der Zulassungs- und Auf- 
sichtsvorschriften der §§ 4 bis 18 und der aufgrund 
dieser Rechtsvorschriften ergangenen Rechtsverord- 
nungen notwendigen Prüfungsrichtlinien zu erlas- 
sen. Die Prüfungsrichtlinien sind für die Zulassungs- 
stelle verbindlich; sie sind allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften im Sinne von Artikel 86 GG. 

Absatz 2 regelt die Kommunikation zwischen Um- 
weltgutachterausschuß und Zulassungsstelle. Die 
Vorschrift stellt sicher, daß die praktischen Erfahrun- 
gen der Zulassungsstelle in die Richtlinientätigkeit 
des Umweltgutachterausschusses einfließen können. 

Zu § 22 (Mitglieder des Umweltgutachterausschusses) 

Absatz 1 Satz 1 regelt die Zusammensetzung des 
Umweltgutachterausschusses und die Verteilung der 
insgesamt 25 Mitglieder auf die im Umweltgutachter- 
ausschuß repräsentierten Gruppen. Auswahlkriteri- 
um für die Gruppen ist die Wahrnehmung von Belan- 
gen im Rahmen des Gemeinschaftssystems. Dem- 
nach sind im Umweltgutachterausschuß vertreten 

- Unternehmen, da sie sich der Umweltbetriebsprü- 
fung unterziehen, 

- Umweltgutachter, da sie das Vorliegen einer ord- 
nungsgemäßen Umweltbetriebsprüfung begut- 
achten, 

- Bund/Länder, da der Staat die Einhaltung der 
Rechtsvorschriften überwacht, 

- Gewerkschaften, da Grundlage der Begutachtung 
nach Anhang III Buchstabe B Nr. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93 auch Gespräche der Um- 
weltgutachter mit dem Betriebspersonal sind und 
ein effizientes Umweltmanagementsystem ein um- 
weltbewußtes Verhalten der Betriebsangehörigen 
voraussetzt, 

- Umweltverbände, da die Umwelterklärung nach 
Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/ 
93 ausdrücklich für die Öffentlichkeit verfaßt wird. 
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Kriterien für die zahlenmäßige Zusammensetzung 
des Umweltgutachterausschusses sind: 

- Arbeitsfähigkeit des Ausschusses, 

- Abstufung der Mitgliederzahl entsprechend der 
unterschiedlichen Betroffenheit der vertretenen 
Gruppen durch das Gemeinschaftssystem, 

- Sperrminorität für die Vertreter ökologischer und 
wirtschaftlicher Belange bei Entscheidungen in 
Zulassungs- und Aufsichtsangelegenheiten (§ 23 
Abs. 3 Nr. 1). 

Satz 2 bestimmt, daß die Mitglieder des Umweltgut- 
achterausschusses keinen Weisungen unterliegen 
und ehrenamtlich tätig sind. 

Durch Satz 3, der §§83 und 84 VwVfG für anwend- 
bar erklärt, werden die ehrenamtlich tätigen Mitglie- 
der auf Gewissenhaftigkeit, Unparteüschkeit und 
Verschwiegenheit verpflichtet. Da § 85 VwVfG nicht 
für anwendbar erklärt wird, sind Auslagen und Ver- 
dienstausfall der Ausschußmitglieder nicht vom 
Bund, sondern in der Regel von der entsendenden In- 
stitution zu ersetzen. Diese Regelung ist gerechtfer- 
tigt, da die Ausschußmitglieder im Interesse der von 
ihnen vertretenen Gruppen tätig werden. 

Absatz 2 stellt Mindestanforderungen an die fachli- 
che Kompetenz der Ausschußmitglieder, damit sie ih- 
re Aufgaben sachgerecht erfüllen können. 

Absatz 3 regelt, daß die Berufung der Mitglieder des 
Umweltgutachterausschusses und ihrer Stellvertreter 
durch das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit erfolgt. Das Vorschlags- 
recht für die zu berufenden Mitglieder des Umwelt- 
gutachterausschusses liegt bei den Bundesdachver- 
bänden der Wirtschaft, der freien Berufe, der Ge- 
werkschaften und der Umweltverbände sowie bei 
den zuständigen Bundes- und Länderministerien. Als 
Bundesdachverbände kommen in Betracht: der Bun- 
desverband der Deutschen Industrie, der Deutsche 
Industrie- und Handelstag, der Zentralverband des 
Deutschen Handwerks, der Bundesverband Freier 
Berufe, der Deutsche Gewerkschaftsbund und der 
Deutsche Naturschutzring. 

Zu § 23 (Geschäftsordnung, Vorsitz 
und Beschlußfassung 
des Umweltgutachterausschusses) 

Die Vorschrift regelt Grundsätze der Willensbildung 
des Umweltgutachterausschusses. 

Absatz 1 enthält einen Genehmigungsvorbehalt für 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit im Hinblick auf die Geschäftsord- 
nung des Umweltgutachterausschusses, der Teil der 
Rechtsaufsicht ist. 

Absatz 2 stellt sicher, daß im Vorstand des Umwelt- 
gutachterausschusses alle Gruppen vertreten sind. 

Absatz 3 regelt das Beschlußverfahren des Umwelt- 
gutachterausschusses. Im Interesse der Praktikabili- 
tät ist die erforderliche Mehrheit je nach Beratungs- 
gegenstand unterschiedlich. Nummer 1 sieht eine 
Mehrheit von zwei Dritteln (17 Stimmen) der Mitglie- 
der in Zulassungs- und Aufsichtsangelegenheiten 


vor. Auf diese Weise wird verhindert, daß eine Grup- 
pe den Umweltgutachterausschuß majorisiert. Die 
Sperrminorität beträgt 9 Stimmen, so daß eine Grup- 
pe den Umweltgutachterausschuß auch nicht blok- 
kieren kann. Vielmehr muß jede Gruppe Bündnis- 
partner bei Beschlüssen des Ausschusses gewinnen. 

Nummer 2 verlangt die Mehrheit der gesetzlichen 
Mitgliederzahl in Geschäftsordnungsangelegenhei- 
ten, damit nicht Zufallsmehrheiten zu Benachteili- 
gungen einzelner Gruppen führen. 

Zu § 24 (Widerspruchsausschuß) 

Nach Absatz 1 wird beim Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ein Wider- 
spruchsausschuß gebildet. Dieser hat die Aufgabe, 
über Widersprüche gegen Verwaltungsakte der Zu- 
lassungsstelle zu entscheiden. 

Absatz 2 Satz 1 regelt die personelle Besetzung des 
Widerspruchsausschusses mit einem Vorsitzenden 
und zwei Beisitzern. Die Beisitzer des Widerspruchs- 
ausschusses werden vom Bundesumweltministerium 
berufen, das hierfür auf Empfehlungen des Umwelt- 
gutachterausschusses zurückgreifen kann, an diese 
aber rechtlich nicht gebunden ist. 

Nach Satz 2 sind die Mitglieder des Widerspruchs- 
ausschusses ehrenamtlich tätig und unterliegen kei- 
nen Weisungen. Für die ehrenamtliche Tätigkeit der 
Mitglieder des Widerspruchsausschusses gelten die 
§§ 81 ff. VwVfG, weil diese Tätigkeit im Rahmen von 
Verwaltungsverfahren erfolgt. 

Satz 3 regelt die Unvereinbarkeit der Tätigkeit als 
Mitglied des Umweltgutachterausschusses mit der 
gleichzeitigen Tätigkeit als Mitglied des Wider- 
spruchsausschusses. Durch diese Regelung sollen 
mögliche Interessenkonflikte vermieden werden, die 
entstehen können, wenn dieselben Personen über 
Prüfungsentscheidungen der Zulassungsstelle im 
Einzelfall und über den Erlaß von Prüfungsrichtlinien 
im Umweltgutachterausschuß, wo sie möglicherwei- 
se überstimmt wurden, zu entscheiden haben. 

Satz 4 stellt Mindestanforderungen an die fachliche 
Kompetenz der Mitglieder des Widerspruchsaus- 
schusses. Daneben muß eine mindestens dreijährige 
praktische Berufserfahrung vorliegen. 

Nach Satz 5 müssen der Vorsitzende und seine Stell- 
vertreter zusätzlich die Befähigung zum Richteramt 
besitzen. Da es sich um eine Einrichtung des Bundes 
handelt, müssen diese Ämter mit Beamten der Um- 
weltverwaltung des Bundes besetzt werden. Über 
die Besetzung entscheidet das Bundesumweltmini- 
sterium. 

Absatz 3 stellt sicher, daß die Beisitzer in den einzel- 
nen Widerspruchsverfahren nach ihren Fachkennt- 
nissen jeweils so eingesetzt werden, daß die schwer- 
punktmäßig berührten Untemehmensbereiche von 
den Beisitzern abgedeckt werden können. 

Zu § 25 (Widerspruchsverfahren) 

Absatz 1 Satz 1 ordnet eine mündliche Erörterung 
des Widerspruches im Regelfall an. Im übrigen rich- 
tet sich das Widerspruchsverfahren nach den §§68 
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bis 73 VwGO und den einschlägigen Vorschriften 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (z. B. §§ 79-93). 

Absatz 2 Satz 1 regelt die Kostentragungspflicht im 
Fall eines erfolgreichen Widerspruchs gegen eine 
Entscheidung der Zulassungsstelle. Danach sind die 
zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwen- 
digen Aufwendungen des Widerspruchsführers von 
dem privaten Rechtsträger der Zulassungsstelle zu 
erstatten. Diese Kostentragungspflicht ist gerechtfer- 
tigt, weil die Kosten von der beliehenen Zulassungs - 
s teile verursacht werden und die Beleihung im Inter- 
esse einer wirtschaftsnahen Lösung erfolgte. 

Die Höhe der Kosten des Widerspruchsverfahrens 
richtet sich nach dem Verwaltungskostengesetz des 
Bundes und der Gebührenverordnung nach § 36 
Abs. 2. 

Zu § 26 (Geschäftsstelle) 

Die Vorschrift schafft die personellen und organisato- 
rischen Voraussetzungen für die Arbeitsfähigkeit des 
Umweltgutachterausschusses. Da der Umweltgut- 
achterausschuß als teilrechtsfähige Körperschaft des 
öffentlichen Rechts keine eigene Rechtspersönlich- 
keit besitzt und somit kein Personal einstellen und 
keine organisatorische Infrastruktur schaffen kann, 
muß eine Geschäftsstelle zur Verfügung gestellt wer- 
den. Einrichtung und Unterhaltung der Geschäfts- 
stelle können nicht durch eine im Umweltgutachter- 
ausschuß vertretene Gruppe, sondern müssen durch 
den Bund erfolgen. Denn der Bund ist gemäß Arti- 
kel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ver- 
pflichtet, die Neutralität und Unabhängigkeit des 
Zulassungs- und Aufsichtssystems zu gewährleisten. 
Hierfür ist die Neutralität der Geschäftsstelle des 
Umweltgutachterausschusses wesentliche Vorausset- 
zung. 

Zu § 27 (Rechtsaufsicht) 

Absatz 1 unterstellt den Umweltgutachterausschuß 
der Aufsicht des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und beschränkt 
die Aufsicht auf die Rechtmäßigkeit der Ausschußtä- 
tigkeit. Diese Beschränkung ergibt sich aus den 
Selbstverwaltungselementen, die den Umweltgut- 
achterausschuß kennzeichnen. 

Die Absätze 2 bis 4 regeln die herkömmlichen Instru- 
mente körperschaftlicher Rechtsaufsicht. Sie orientie- 
ren sich insbesondere an den Instrumenten der Kom- 
munalaufsicht, der Aufsicht über die Handwerks- 
kammern (§§ 105, 115 HwO) und der Aufsicht über 
den „Abfallentsorgungs- und Altlastensanierungs- 
verband Nordrhein- Westfalen" nach dem Grün- 
dungsgesetz vom 21. Juni 1988 (GVB1.-NW Nr. 28 
vom 18. Juli 1988, 268). Dieser Verband gehört zu 
den Kooperationsmodellen für das Zusammenwirken 
von Staat und Wirtschaft im Umweltschutz und hat 
die gesetzliche Konzeption des Zulassungs- und Auf- 
sichtssystems mitbeeinflußt. 

Absatz 4 ist der Regelung des § 115 Abs. 2 HwO 
nachgebildet. Das Auflösungsrecht greift als ultima 
ratio ein, wenn der Umweltgutachterausschuß seine 
gesetzlichen Aufgaben nach § 21 nicht mehr erfüllen 


kann, weil sich z. B. die im Umweltgutachteraus- 
schuß vertretenen Gruppen durch Ausübung ihrer 
Sperrminoritäten gegenseitig blockieren. In der Pra- 
xis dürfte allein das Bestehen des Auflösungsrechtes 
ausreichen, um eine solche Entwicklung zu verhin- 
dern. 

Abschnitt 4: Zuständigkeit 
Zu § 28 (Zulassungsstelle) 

Die Vorschrift stützt sich auf Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 
GG und ermächtigt das Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, durch 
Rechtsverordnung eine oder mehrere juristische Per- 
sonen des Privatrechts mit den Aufgaben der Zulas- 
sung und Aufsicht zu beleihen. Im Interesse einer 
wirtschaftsnahen Lösung soll die „Deutsche Akkredi- 
tierungs- und Zulassungsgesellschaft für Umweltgut- 
achter mbH" (DAU), die vom Bundesverband der 
Deutschen Industrie, dem Deutschen Industrie- und 
Handelstag, dem Zentralverband des Deutschen 
Handwerks und vom Bundesverband Freier Berufe 
gegründet wird, mit diesen Aufgaben beliehen wer- 
den. Die Beleihungsverordnung bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates, da auch die gesetzliche 
Ermächtigungsnorm nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 
GG nicht zustimmungsbedürftig ist. Bis zur Belei- 
hung sind die Länder für die Wahrnehmung der Auf- 
gaben nach der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ge- 
mäß Artikel 30 GG zuständig. 

Zu § 29 (Aufsicht über die Zulassungsstelle) 

Absatz 1 unterstellt die beliehene Zulassungsstelle 
der Aufsicht des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit. Die Aufsicht um- 
faßt die rechtlich gebundenen Entscheidungen der 
Zulassungsstelle (§§ 8-10, § 17 Abs. 1 und 2) und ei- 
nige einschneidende Aufsichtsmaßnahmen, die im 
Ermessen der Zulassungsstelle stehen (§ 16 Abs. 2, 
§ 17 Abs. 3 Nr. 2 und § 18 Abs. 2 Satz 3). Die Zulas- 
sungsstelle ist insoweit den Weisungen des Bundes- 
umweltministeriums unterworfen. 


Abschnitt 5: Beschränkung der Haftung, 
Verwendungsverbote für 
Teilnahmeerklärungen und Graphik 

Zu § 30 (Beschränkung der Haftung) 

Die Vorschrift führt die Haftungsobergrenze des § 323 
Abs. 2 HGB für gutachterliche Tätigkeiten nach der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ein. Die Haftungs- 
grundlagen richten sich nach dem allgemeinen Ver- 
trags- und Deliktsrecht. 

Zu § 31 (Verwendungsverbote für 

Teilnahmeerklärungen und Graphik) 

Die Vorschrift enthält in Anknüpfung an Artikel 10 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 Verbote, die ge- 
mäß § 37 Abs. 1 Nr. 11 bußgeldbewehrt sind. 
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Teil 3 (Registrierung geprüfter Betriebsstandorte, 
Kosten-, Bußgeld-, Übergangs- und 
Schlußvorschriften) 

Abschnitt 1 : Registrierung geprüfter 
Betriebsstandorte 

Zu § 32 (Standortregister) 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, daß die in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 in den Artikeln 8 und 9 festgeleg- 
ten Aufgaben „Eintragung der Standorte" sowie 
„Veröffentlichung des Verzeichnisses der eingetra- 
genen Standorte" den Industrie- und Handelskam- 
mern und den Handwerkskammern übertragen wer- 
den. 

Satz 2 bindet Aufsichtsmaßnahmen in Registerange- 
legenheiten an das Einvernehmen der zuständigen 
Umweltbehörde, weil die Eintragung geprüfter Be- 
triebsstandorte insbesondere nach Artikel 8 Abs. 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 ein Zusammen- 
wirken von Registrierungsstellen und Umweltbehör- 
den erfordert. 

Absatz 2 beruht auf Artikel 9 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1836/93. Danach benennen die nach Absatz 1 
Satz 1 mit der Aufgabe der Registrierung geprüfter 
Betriebsstandorte betrauten Industrie- und Handels- 
kammern und Handwerkskammern eine gemeinsa- 
me Stelle, die der Kommission am Ende jeden Jahres 
über das Bundesministerium für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit ein fortgeschriebenes 
Verzeichnis der registrierten Betriebsstandorte über- 
mittelt. 

Nach Absatz 3 können die Industrie- und Handels- 
kammern und die Handwerkskammern eine schrift- 
liche Vereinbarung treffen, nach der die Aufgaben 
nach Absatz 1 Satz 1 auf eine Industrie- und Han- 
delskammer oder eine Handwerkskammer konzen- 
triert werden. Die Aufgabenübertragung ist ganz 
oder teilweise möglich. Im Interesse größtmöglicher 
Flexibilität läßt die Vorschrift unterschiedliche 
Varianten der Übertragung zu. So können z. B. pro 
Land jeweils eine Industrie- und Handelskammer 
und eine Handwerkskammer oder nur eine Kammer 
für alle Aufgaben bestimmt werden. 

Absatz 4 regelt das Registereinsichtsrecht unter Ver- 
weis auf das Umweltinformationsgesetz. Hierzu wird 
auf die Begründung zu § 14 Abs. 2 verwiesen. 

Zu § 33 (Eintragung in das Standortregister) 

Absatz 1 Satz 1 beruht auf Artikel 8 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/9ß, der für die Eintragung 
von Standorten die Glaubhaftmachung voraussetzt, 
daß der Standort alle Bedingungen dieser Verord- 
nung erfüllt. Der den Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 ergänzende § 33 gibt der register- 
führenden Stelle Anhaltspunkte dafür, unter welchen 
Voraussetzungen die erforderliche Glaubhaftma- 
chung nicht gegeben ist. Dies betrifft nach Nummer 1 
den Fall, daß die Gültigkeitserklärung der Umwelter- 
klärung nicht von einem zugelassenen Umweltgut- 
achter oder einer zugelassenen Umweltgutachteror- 
ganisation verantwortlich gezeichnet ist. Nummer 2 
erfaßt den Fall, daß die Personen, die eine für gültig 


erklärte Umwelterklärung gezeichnet haben, in ihrer 
Gesamtheit nicht die zur Begutachtung des geprüf- 
ten Standorts erforderliche Fachkunde aufweisen. 
Dies kann sich z. B. dann ergeben, wenn ein Einzel- 
gutachter keine Zulassung für den konkret geprüften 
Untemehmensbereich hat oder wenn eine Umwelt- 
gutachterorganisation nicht über Personal mit der im 
Einzelfall erforderlichen Fachkunde verfügt. 

Satz 2 stellt klar, daß zur Glaubhaftmachung im 
Sinne des Satzes 1 nicht erforderlich ist, daß die die 
Gültigkeitserklärung einer Umwelterkleirung zeich- 
nenden Personen bei demselben Umweltgutachter 
angestellt sind oder derselben Umwelt guta chterorga- 
nisation angehören. Dadurch werden Begutachtun- 
gen einzelner Standorte aufgrund gesonderter Ko- 
operationsvereinbarungen zwischen Umweltgutach- 
tem, Umweltgutachterorganisationen und Inhabern 
von Fachkenntnisbescheinigungen ermöglicht. 

Nach Absatz 2 muß die registerführende Stelle vor 
der Eintragung eines Standortes in das Standortregi- 
ster den zuständigen Umweltbehörden Gelegenheit 
zu einer Stellungnahme geben. Die Vorschrift beruht 
auf Artikel 8 Abs. 4 und Artikel 18 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93, wonach die registerführen- 
de Stelle die Eintragung eines Standortes ablehnen 
muß, wenn sie von der zuständigen Vollzugsbehörde 
von einem Verstoß gegen einschlägige Umweltvor- 
schriften am Standort unt errichtet wird. 

Für den Fall, daß die zuständige Umweltbehörde be- 
absichtigt, die registerführende Stelle über einen 
Verstoß gegen einschlägige Umweltvorschriften zu 
unterrichten, verpflichtet Absatz 3 die zuständige 
Umweltbehörde zur Anhörung des betroffenen Un- 
ternehmens, wenn ein Verwaltungsakt wegen des 
Rechtsverstoßes nicht oder noch nicht getroffen wur- 
de. Für den Fall, daß das Unternehmen das Vorhegen 
eines Rechtsverstoßes bestreitet, hat die Umweltbe- 
hörde durch Verwaltungsakt zu entscheiden und die 
registerführende Stelle über die Entscheidung zu un- 
terrichten. Die Vorschrift bezweckt, daß im Eintra- 
gungsverfahren die registerführende Stehe nicht in 
den Streit über die Einhaltung des Umweltrechts 
zwischen Umweltbehörden und Unternehmen hin- 
eingezogen wird. 

Zu § 34 (Streichung und vorübergehende 
Aufhebung von Eintragungen) 

Die Vorschrift ergänzt die Regelungen des Artikels 8 
Abs. 3 und 4 und des Artikels 18 Abs. 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1836/93, wonach die Eintragung ei- 
nes Standortes gestrichen oder vorübergehend auf- 
gehoben werden muß, wenn Rechtsverstöße am 
Standort vorhegen. 

Satz 1 sieht vor, daß vor der Streichung oder vorüber- 
gehenden Aufhebung einer Eintragung eine Anhö- 
rung des betroffenen Unternehmens durchgeführt 
wird. 

Satz 2 enthält eine Verfahrensregelung für den Fall, 
daß das Unternehmen das Vorliegen eines Rechtsver- 
stoßes bestreitet. Die Vorschrift beruht - ebenso wie 
§ 33 Abs. 3 für den Faß der Eintragung - auf dem 
Grundsatz, daß die registerführende Stehe keine 
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eigenen umweltrechtlichen Prüfungen anstellen und 
auch nicht über Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen Unternehmen und Umweltbehörde entschei- 
den soll. Demnach hat die Streichung oder vorüber- 
gehende Aufhebung einer Eintragung zu unterblei- 
ben, wenn das Unternehmen (kumulativ) das Vorhe- 
gen eines Rechtsverstoßes mit vertretbaren Gründen 
bestreitet und erhebliche wirtschaftliche Nachteile 
glaubhaft macht. 

Unter diesen Voraussetzungen hegen „Bemerkun- 
gen" im Sinne des Artikels 18 Abs. 2 Satz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1836/93 vor, die die registerfüh- 
rende Stehe dahin gehend zu „berücksichtigen" hat, 
daß sie nicht vom Vorhegen eines Rechtsverstoßes im 
Sinne des Artikels 8 Abs. 4 Satz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 ausgehen kann. Falls jedoch das 
Vorhegen eines Rechtsverstoßes durch eine rechts- 
kräftige Entscheidung oder zumindest durch einen 
vollziehbaren Verwaltungsakt bestätigt wurde, hat 
die registerführende Stehe einen Rechtsverstoß im 
Sinne des Artikels 8 Abs. 4 Satz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 anzunehmen. 

Zu der Frage, wie sich die registerführende Stehe zu 
verhalten hat, wenn der Rechtsverstoß inzwischen 
abgesteht wurde, enthält § 34 keine Regelung. Denn 
die Antwort ergibt sich aus Artikel 8 Abs. 4 Satz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1836/93. Danach hat die 
Streichung oder vorübergehende Aufhebung einer 
Eintragung zu unterbleiben, wenn die zuständige 
Umweltbehörde der registerführenden Stehe „hinrei- 
chende Zusicherungen" gegeben hat, daß der Ver- 
stoß abgesteht wurde und „hinreichende Vorkehrun- 
gen getroffen wurden, die eine Wiederholung aus- 
schließen“. Andernfalls muß die Eintragung gestri- 
chen oder vorübergehend aufgehoben werden. 

Zu § 35 (Registrierungsverfahren) 

Die Vorschrift ermächtigt die Kammern, die Modali- 
täten des Registrierungsverfahrens näher zu regeln. 
Die materiehen Registrierungsvoraussetzungen erge- 
ben sich aus der Verordnung (EWG) Nr. 1836/93. 


Abschnitt 2: Kosten- und Bußgeldvorschriften 
Zu § 36 (Kosten) 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 1 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93. 

Absatz 1 bestimmt, daß für Amtshandlungen der Zu- 
lassungsstehe, des Widerspruchsausschusses und 
der registerführenden Stehe Gebühren und Ausla- 
gen erhoben werden. Die Kostenerhebung der Zulas- 
sungsstehe und des Widerspruchsausschusses richtet 
sich nach dem Verwaltungskostengesetz des Bundes. 
Für die Kostenerhebung der registerführenden Kam- 
mern gilt Landes- und Satzungsrecht. 

Absatz 2 ermächtigt das Bundesministerium für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, eine 


Rechtsverordnung zur Höhe der Gebühren für die 
Amtshandlungen der Zulassungsstehe und des Wi- 
derspruchsausschusses zu erlassen. Da hier die Kom- 
petenzen der Länder nicht berührt sind, bedarf diese 
Rechtsverordnung nicht der Zustimmung des Bun- 
desrates. Dem Umweltgutachterausschuß steht ein 
Anhörungsrecht zu. 

Absatz 3 enthält eine entsprechende Ermächtigungs- 
grundlage für die registerführenden Kammern. 

Zu § 37 (Bußgeldvorschriften) 

Die Vorschrift beruht auf Artikel 16 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93, nach der die Mitgliedstaaten für 
den Fah der Nichtbeachtung der Verordnung geeig- 
nete Rechts- oder Verwaltungsmaßnahmen treffen. 

Die für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zu- 
ständige Stehe bestimmt sich nach § 36 OWiG. 


Abschnitt 3: Übergangs- und Schluß Vorschriften 

Zu § 38 (Übergangsvorschriften) 

Nach Absatz 1 können bestimmte Rechtsverordnun- 
gen bereits vor der Einsetzung des Umweltgutachter- 
ausschüsses erlassen werden, damit die Zulassungs- 
stehe mit dem Inkrafttreten der Beleihungsverord- 
nung nach § 28 ihre Arbeit aufnehmen kann. 

Absatz 2 enthält eine Übergangsregelung hinsicht- 
lich der Zulassungsanf orderungen, die nach § 10 
Abs. 1 Nr. 1 an die Leitungsebene einer bestehenden 
Organisation gesteht werden. Die Regelung ist not- 
wendig, weh mit der Erfüllung des § 10 Abs. 1 Nr. 1 
Änderungen von Gesehschaftsverträgen und Ver- 
einssatzungen sowie Eintragungen im Handels- und 
Vereinsregister verbunden sein können. 

Absatz 3 enthält eine Übergangsregelung für die An- 
forderung, die die Mitglieder des Prüfungsausschus- 
ses nach § 12 Abs. 3 Satz 5 erfüllen müssen. Da diese 
Anforderungen bei Inkrafttreten des Gesetzes noch 
nicht erfüllt werden können, ist die Übergangsrege- 
lung erforderlich, damit der Prüfungsausschuß von 
der Zulassungsstehe eingerichtet werden kann. 

Absatz 4 steht sicher, daß die Zulassungen, die von 
Länderbehörden bereits vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes aufgrund einer Übergangsregelung erteilt 
wurden, in Zulassungen nach diesem Gesetz überge- 
leitet werden. 

Absatz 5 enthält eine Überleitungsregelung für Zu- 
lassungsverfahren, die vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes von den bis dahin zuständigen Landesbehör- 
den begonnen, aber noch nicht abgeschlossen wur- 
den. 

Zu §39 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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